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Ausgabe 116                                                                17.05.2011 

„Der Rote Seehas“  

  

 
 

  Internetzeitung von und für Sozialdemokraten,  
Verbände und Privatpersonen aus der 

internationalen Bodenseeregion 
 

Editorial 
 

Der Sindelfinger Parteitag mit seiner Einstimmig-
keit und Harmonie ist vorbei. Mit der Vorstellung 
der MinisterInnen konnten die Delegierten und 
Gäste endlich wieder einmal designierte sozialde-
mokratische Regierungsmitglieder bewundern. Die 
Vorstellung reichte bei einigen nun doch nicht 
gerade aus, sich ein Bild über die Qualifikationen 
Der neuen Kabinettsmitglieder zu machen. Hinder-
lich war dabei, dass über die Gründe der Auswahl 
der einzelnen Personen recht wenig bekannt war. 
Etwas mehr an Information hätte wohl nicht 
geschadet.    
 
Die Wahl des neuen Ministerpräsidenten Kretsch-
mann mit den zwei Stimmen aus der Opposition 
war schon ein Ding. Nun aber beginnt der politi-
sche Alltag. Das Regieren wird wohl nicht so leicht 
werden. Dafür werden schon die „Dauerbrenner“ 
EnBW- Deal mit seinen Folgen, EnBW-Umbau und 
S 21 sorgen. Besonders S 21 wird beiden  Regier-
ungspartnern noch anständig Ärger bereiten. Dass 
der neue Verkehrsminister schon jetzt ankündigt, 
im Falle eines ungewünschten Ergebnisses beim 
Stresstest die Verantwortung abzulehnen, stimmt 
doch sehr bedenklich. 
 
Sieben Wochen ist es her, dass wir das magere Er-
gebnis (eigentlich das schlechteste Ergebnis einer 

Landtagswahl) hinnehmen mussten. Hoffentlich 
wird das diesmal nicht so vergessen wie bei den 
letzten Wahlen. Sollten wir wieder in den alten 
Trott verfallen, ist es dann wohl aus mit der Volks-
partei SPD. 
 
Regieren (gut regieren) ist nicht alles. Es stimmt 
immer noch, dass wir gewaltige Strukturprobleme 
haben. Die sind nicht durch Regieren in Stuttgart zu 
lösen sondern durch harte Basisarbeit im kommuna-
len Bereich. Es fehlt uns hinten und vorne an Leu-
ten, die mitmachen wollen. Wenn hier nicht sofort 
etwas geschieht, löst sich das Problem von selbst. 
Wer wird wohl eine Partei wählen, die keine Mit-
glieder mehr hat? Eigentlich haben wir „alten 
Säcke“ uns  den Ruhestand bequemer vorgestellt: 
statt im Liegstuhl den Ruhestand zu genießen, neh-
men wir jungen Leuten, die gar nicht vorhanden 
sind, die Plätze weg. 
 
Im Bodenseekreisverband werden Neustrukturier-
ung und die Verkehrsprobleme alle unsere Kräfte 
fordern. Gehen wir es an!  
 
Es grüßt Sie  
 
die Redaktion des Roten Seehas   
 

Karl-Heinz König, Willi Bernhard 
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„Wir sind gekommen, um 
zu bleiben!“     

 

Bericht  vom Sindelfinger SPD-
Landesparteitag am 07.05.2011 

 
Zum dritten Mal seit dem 2.Weltkrieg regieren die So-
zialdemokraten in einer baden-württembergischen Lan-
desregierung mit. Zweimal endete diese Ära mit einem 
Fiasko, einer deftigen Wahlniederlage nach einer durch-
aus erfolgreichen SPD-Beteiligung in einer großen Koa-
lition, so im Jahr 1972 und in den 90er Jahren, 1996, als 
die SPD auf 25 Prozent bei der Landtagswahl abstürzte.  
 
35 Diskussionsredner/innen brachten trotzdem zu Beginn 
ihres Statements ihre Freude über den Wahlausgang am 
27. März zum Ausdruck,  was dazu führte, dass immer 
mehr Delegierte, statt pflichtgemäß zuzuhören, entweder 
den Saal verließen, um an Stehpulten Kaffee zu trinken, 
oder gar im Saal selbst sich laut mit anderen Parteifreun-
den unterhielten. Nils Schmid, der SPD-Landesvorsit-
zende und künftige Finanz- und Wirtschaftsminister in 
Stuttgart, beteuerte in seiner mit viel Beifall belohnten 
Ansprache:  “Jetzt, beim 3. Mal, sind wir gekommen, um 
2016 in der nächsten Landesregierung zu bleiben!“  An 
die 300 Delegierten hatte er appelliert, sich immer be-
wusst zu  sein, dass Regieren kein Zuckerschlecken ist 
und dass viele Kompromisse mit dem neuen Regierungs-
partner, den Grünen, und der Wirtschaft im Lande einge-
gangen werden müssen. Und der alte und neue Vorsitzen-
de der SPD-Landtagsfraktion, Claus Schmiedel, wies in 
seiner kurzen Rede beim Landesparteitag in der Sindel-
finger Stadthalle darauf hin, dass es in vielen Bereichen 
der neuen Landespolitik wie bei der Bildung, der umwelt-
verträglichen Mobilität oder der Energiewende darauf 
ankommt, vor Ort aktiv die politischen Ziele der künfti-
gen grün-roten Landesregierung zu unterstützen, mit ei-
genen Aktivitäten  in den Städten, Gemeinden und Land-
kreisen. 
 
 „Wir haben die historische Chance“, sagte Nils Schmid, 
„uns in 5 Jahren den Bürgern  und Wähler/innen zu be-
weisen, dass wir es besser machen können:“ Die Sozial-
demokraten müssten Tag für Tag um das Vertrauen neu 
kämpfen, mit einer bürgernahen und dialogorientierten 
Politik bei dem Ziel, wie schon seit 150 Jahren Hinder-
nisse aus dem Weg zu räumen, damit Menschen vom 
Rand der Gesellschaft in der Mitte der Gesellschaft an-
kommen. Die Parteibasis sei nicht zum Abnicken der Po-
litik von oben da, Zweifel und Widerspruch seien Motor-
en für neue Erkenntnisse und somit für den gesellschafts-
politischen Fortschritt. Baden-Württemberg müsse sich 
zum Musterland für gerechte Arbeitsbedingungen ent-
wickeln, wozu vor allem das künftige Tariftreuegesetz 
und Landesgesetze zur Sicherung eines Mindestlohnes in 
verschiedenen Branchen beitragen sollen.  
 
Einstimmig billigten die Delegierten die grün-rote Koali-
tionsvereinbarung und bejubelten den gemeinsamen Auf-
tritt der sozialdemokratischen Landesminister/innen, un-
ter ihnen die aus dem Berliner Landesparlament import-
ierte, türkischstämmige Bilkay Oney, die nicht nur die 
Badener mit den Württembergern „integrieren“,  sondern 
vielmehr den Zusammenhalt in der Gesellschaft mit mehr 
Chancen für Migrantinnen und Migranten auf dem Ar-
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beitsmarkt und in anderen Lebensbereichen durch landes-
politische Initiativen vorantreiben soll.  
 
Aus der Bodenseeregion gingen 3 Leute ans Partei-
tagsrednerpult. Adrian Wiemer wünschte sich als 
Schülervertreter einen anderen Umgang des Kultusmi-
isteriums mit dem Landesschülerrat, mit weniger Arro-
anz und Ignoranz. Rudolf Bindig warb wie in Weingarten 
bei der Regionalkonferenz für das Schweizer Verfahren, 
bei umstrittenen Dossiers im Parteianhang auf eine 
eigene Ja- oder Nein-Parole bei Volksabstimmungen (wie 
zu Stuttgart 21) zu verzichten und eine Stimmfreigabe zu 
deklarieren. Der neue SPD-Kreisvorsitzende Adnan 
Sabah (Bezirk Friedrichshafen) meldete sich ebenfalls zu 
Wort.  
Er  mahnte die Infrastruktur-Projekte für die Verkehrspo-
litik in der Bodenseeregion an: Elektrifizierung der Süd-
bahn, Ausbau der Bodenseegürtelbahn und die Verwirk-
lichung des Straßenbau-Vorhabens bei den Bundesstra-
ßen B 30, B 31 und B 33 zwischen Meersburg, Fried-
richshafen und Ravensburg. 
 
Nils Schmid mahnte seine Partei, den Grünen Minister-
präsidenten Winfried Kretschmann „uneingeschränkt zu 
unterstützen bei seiner schwierigen Aufgabe“. Evelyn 
Gebhardt, die SPD-Abgeordnete im EU-Parlament, ap-
pellierte an den künftigen SPD-Bundesrats- und Europa-
minister in der Landesregierung, Peter Friedrich (Kon-
stanz), auch in Brüssel und in Straßburg aktiv Flagge zu 
zeigen und sozialpolitische Reformvorhaben offensiv zu 
unterstützen.    Der Landesparteitag beauftragte den SPD-
Landesvorstand, eine Satzungsänderung im SPD-Statut 
vorzubereiten mit dem Ziel, das bis jetzt gültige Quorum 
bei einem parteiinternen Mitgliederentscheid(wie zur 
neuen Koalitionsvereinbarung) von 1/3 der abstimmungs-
berechtigten Mitglieder abzusenken. Der SPD-Bundes-
vorstand wurde in einer Resolution von der Landes-SPD 
aufgefordert, in der causa Sarrazin nicht klein bei zu ge-
ben.  
 
Im kommenden Herbst wird auf einem Landespar-
teitag turnusgemäss der baden-württembergische 
SPD-Landes-vorstand mit samt den Fachkommissi-
onen und Arbeitsgemeinschaften neu gewählt. 
                                                                      W. Bernhard 
                                                                            

 
 
Fraktion  der  Progressiven  Allianz  der 

Sozialdemokraten 
im  Europäischen  Parlament 
 

Peter SIMON:  
 

"Sparerschutz muss an erster 
Stelle stehen" 

 

Wirtschaftsausschuss im Europäischen 
Parlament berät über Änderungsanträ-
ge zur Neuregelung der Einlagensicher-
ungssysteme  
 

D i e Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft 
und Währung haben in der Ausschusssitzung am 
Mittwoch erstmals über die eingereichten Änder-
ungsanträge zum Berichtsentwurf zur Reform der 
Einlagensicherungssysteme in der EU beraten. 
 
"Der intensive Austausch im Vorfeld mit den 
Schattenberichterstattern der anderen Fraktionen 
und vielen weiteren Kollegen und Experten hat sich 
ausgezahlt. Die Grundzüge des Vorschlags sind 
überwiegend auf Zustimmung gestoßen. Auf zahl-
reichen Änderungsanträgen kann man bei der jetzt 
folgenden Feinjustierung des Berichts aufbauen und 
Kompromisslösungen erarbeiten", so die erste Ein-
schätzung des sozialdemokratischen Berichtser-
statters Peter SIMON. 
 
Seinen Vorschlag zu flexibleren Lösungen und der 
Anerkennung unterschiedlicher Sicherungssysteme, 
wie beispielsweise der Institutssicherung des Ge-
nossenschaftssektors und der Sparkassen, sieht der 
SPD-Europaabgeordnete seitens einer deutlichen 
Mehrheit im Ausschuss nicht in Frage gestellt. Eine 
teilweise erhobene Forderung nach grundsätzlich 
längeren Auszahlungsfristen für Einlagensicher-
ungssysteme im Falle der Insolvenz einer Bank 
lehnt Peter SIMON jedoch ab. "Damit der Alltag 
des Sparers so wenig wie möglich beeinträchtigt 
wird, ist ein schneller Zugang zu den Spar- und 
Giroguthaben unumgänglich." 
 
Besonders kritisch steht der sozialdemokratische  
Abgeordnete den Vorschlägen einiger Kollegen ge-
genüber, für die Auszahlung der Kundenguthaben 
einer insolventen Bank erst im Ernstfall Gelder von 
anderen Banken einziehen zu wollen, anstatt bereits 
im Voraus einen Fonds für Krisenzeiten einzurich-
ten. "Das würde im Krisenfall im Zweifel dazu füh-
ren, dass wieder der Staat und damit der Steuerzah-
ler einspringen müssen. Die Finanzwelt muss die 
Folgen ihres Handelns endlich selbst tragen und 
darf sich nicht weiterhin auf Geldern der Steuerzah-
ler ausruhen", betont Peter SIMON. 
 
Wird eine Bank insolvent, muss grundsätzlich sich-
er gestellt sein, dass der Bankkunde seine Gelder 
auf Spar- und Girokonten zurückerhält. "Fehlein-
schätzungen der Banken dürfen nicht auf dem 
Rücken der Kunden ausgetragen werden. Sparer-
schutz muss an erster Stelle stehen", fordert der 
zuständige Berichterstatter Peter SIMON mit Blick 
auf die weitere Diskussion. 
 
Nach der Ausschusssitzung beginnt nunmehr die 
Kompromissfindung zwischen den Fraktionen. Der 
Bericht steht wahrscheinlich am 24.Mai im Aus-
schuss für Wirtschaft und Währung zur Abstimm-
ung. Das Plenum entscheidet voraussichtlich noch 
vor der Sommerpause darüber. 
Brüssel, 20.04.2011            Für weitere Informationen: 
                                     Büro Simon und Algara Stenzel 
                                                            (Pressesprecherin) 
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Peter SIMON:  
 

"Europa braucht echten 
Wachstumspakt"  

 

ECON-Abstimmung zur Reform der Eu-
rozone:  

Sozialdemokraten verteidigen 
Tarifautonomie  

 
Der Wirtschaftsausschuss des EU-Parlaments hat 
gestern Abend über die Vorschläge von EU-Wirt-
schaftskommissar Olli Rehn zur Reform der Euro-
zone abgestimmt. Dazu erklärt der baden-württem-
bergische SPD-Europaabgeordnete Peter SIMON: 
"Das Ergebnis greift zu kurz. Der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt muss seinem Namen endlich ge-
recht werden. Derzeit liegt der Fokus völlig einse-
itig nur auf Stabilitätsvorschriften. Die Herausfor-
derungen, denen sich Europa stellen muss, zeigen 
jedoch, dass dringend gezielte Wachstumsanreize 
zur Überwindung der Schuldenkrise geboten sind." 
Die sozialdemokratische Fraktion hatte sich des-
halb für eine bessere Balance zwischen Sparan-
strengungen und Zukunftsinvestitionen ausge-
sprochen. Dies lehnte eine Mehrheit aus Konser-
vativen und Liberalen im Wirtschaftsausschuss 
jedoch ab. "Das ist sehr bedauerlich, da durch die 
Vorschläge der Sozialdemokraten sichergestellt 
worden wäre, dass die Eurostaaten auch in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten genug Handlungs-
spielraum für Investitionen haben", so das Mitglied 
des Wirtschafts- und Währungsausschusses weiter. 
 
Den Sozialdemokraten ist es jedoch gelungen, bei 
den Instrumenten zur Überwachung der Situation in 
der Eurozone auch eine Reihe von sozialen Indika-
toren festzuschreiben, darunter die Beschäftigungs-
rate. "Aus Sicht der Beschäftigten ist es ein großer 
Erfolg, dass die Tarifautonomie nach unseren Vor-
schlägen respektiert werden soll", unterstreicht 
Peter SIMON. 
 
Mit Blick auf die Abstimmung im Plenum wird sich 
die sozialdemokratische Fraktion weiterhin für eine 
progressive Reform der Eurozone in Verknüpfung 
mit den Zielvorgaben der EU2020-Strategie einset-
zen. Dabei müsse die Einhaltung von Wachstums- 
und Beschäftigungszielen in der Eurozone genauso 
überwacht werden w i e Haushaltsdefizite und 
Staatsverschuldung. Darüber hinaus fordern die  
Sozialdemokraten verbindliche Absprachen für 
öffentliche Investitionen. 
 
"Sparen ist unumgänglich. Das steht außer Frage. 
Wer aber glaubt, die Schuldenkrise mit Spardikta-
ten zu Lasten von Wachstum und Beschäftigung 
überwinden zu können, führt Europa in eine wirt-
schaftspolitische Sackgasse", warnt Peter SIMON. 
Mit ihrer einseitigen Haltung hätten Konservative 
und Liberale eine breite Abstimmungsmehrheit im 
Wirtschaftsausschuss verhindert und so völlig un-

nötig die Position des Parlaments bei den nun an-
stehenden Verhandlungen mit dem EU-Ministerrat 
geschwächt. 
 

Hintergrund: 
Die Vorschläge von EU-Wirtschaftskommissar Olli 
Rehn zur Reform der Eurozone umfassen insgesamt 
sechs Berichte (Economic Governance Paket). Ne-
ben präventiven Maßnahmen und Sanktionen im 
Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts geht 
es unter anderem um die Vermeidung von wirt-
schaftlichen Ungleichgewichten. 
Brüssel, 20.04.2011             Für weitere Informationen: 
                                              Büro Peter Simon, MdEP 
 

Deutsche und französische 
Europaabgeordnete fordern 
die sofortige Stilllegung des 
Pannenreaktors Fessenheim 

 
In einem offenen Brief an den französischen Präsi-
denten Sarkozy setzen sich deutsche und französi-
sche Europaparlamentarier der Fraktionen der Sozi-
aldemokraten und der Grünen/EFA für die sofortige 
Stilllegung des Atomkraftwerks (AKW) Fessen-
heim ein. In ihrem Schreiben betonen die Abgeord-
neten aus dem Elsass und aus Baden-Württemberg 
sowohl die besondere Gefährdung die von Fessen-
heim ausgeht, als auch die Notwendigkeit eines en-
ergiepolitischen Neuanfangs.   
 
"Das AKW Fessenheim muss sofort stillgelegt wer-
den. Seit Jahren häufen sich die Sicherheitsprob-
leme, was unlängst damit zusammenhängt, dass die 
vorgesehene Laufzeit schon um mehr als die Hälf-
te überschritten wurde", kritisierte Evelyne Geb-
hardt. Die deutschen und französischen Europaab-
geordneten fordern Präsident Sarkozy daher in 
ihrem Schreiben auf, unverzüglich den Schutz der 
Menschen in der Region an erster Stelle zu setzen. 
 
In Baden-Württemberg wurde mit der Abschaltung 
von Philippsburg und Neckarwestheim ein erster 
Schritt weg von der Krisentechnologie Atomkraft 
gemacht. Eine Stilllegung von Fessenheim kann 
allerdings nur als Anfang gesehen werden. "Wir 
Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen setzen 
uns stark dafür ein, den Umbau unserer Energiesys-
teme hin zu erneuerbaren Energien zu beschleuni-
gen. Die atomare Gefahr kennt keine Grenzen.  Eu-
ropaweit muss zusammengearbeitet werden, um die 
Menschen in der Region vor den Gefahren von 
AKWs zu schützen", so die Binnenmarktexpertin 
Evelyne Gebhardt. 
 
"Anstatt diesen Pannenreaktor weiter zu betreiben, 
sollte er in eine Pilotanlage zur Erforschung und 
Erprobung der für den Abbau von Atomkraftwer-
ken notwendigen Technologien umgewandelt wer-
den. Das schließt einen Atomunfall aus und sichert 
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gleichzeitig Jobs und Know-How in der Region", 
schlägt die Evelyne Gebhardt abschließend vor. 
 

Hintergrund:  
In Fessenheim steht das älteste noch aktive Atom-
kraftwerk Frankreichs. Obwohl nur für eine Le-
bensdauer von 20 Jahren konzipiert, ist es seit 34 
Jahren in Betrieb und hat dabei viermal mehr sich-
erheitsrelevante Vorfälle aufzuweisen als jedes an-
dere französische AKW. Neben der veralteten 
Technik seiner zwei Druckwasserreaktoren wurde 
das AKW in einem von Überschwemmungen und 
erhöhter Erdbebengefahr bedrohten Gebiet erbaut. 
Straßburg, 11. Mai 2011  
                                      Büro Evelyne Gebhardt, MdEP 
 
Unterzeichner/Innen des offenen Briefes: 
Sandrine Bélier, Franziska Brantner, Rebecca 
Harms, Heide Rühle (Fraktion der Grünen /EFA) 
Evelyne Gebhardt; Peter Simon, Catherine 
Trautmann, (S&D-Fraktion) 
 

 
 

LILA BROMBEERE - KOLUMNE VON 
FRAU SUSI SCHNÄPF  

 

ODE EINES TRAUMES ... 
 
Es ist tatsächlich geschafft, der Regierungswechsel 
in Baden-Württemberg nimmt konkrete Formen an. 
Ein Koalitionsvertrag unter Einbeziehung der Ar-
beitsgemeinschaften ist ausgearbeitet. Wir spüren 
allerorten den neuen Wind der innerparteilichen 
Kommunikation. Die Basis wurde einbezogen, um-
angreiches Fachwissen, welches wir in verschieden-
en Verbänden einbringen, wird zur inhaltlichen 
Ausgestaltung der neuen Regierung herangezogen. 
60 % der neu vergebenen Posten sind von Frauen 
besetzt, das Volk jubelt! 
 
Oh was ist denn das für ein nervtötendes Geräusch? 
Och nöö - der Wecker. Los Susi! Aufstehen! - Mist! 
Das hab’ ich alles nur geträumt! 
 
Die Realität sah da ganz anders aus: Die Arbeitsge-
meinschaften wurden vereinzelt und dann nur an-
satzweise mit eingebunden. Auf Rückfrage der 
ASF, wer denn in den Arbeitsgruppen zur Koaliti-
onsverhandlung vertreten sei, wurde auf eine Über-
sicht verwiesen, die aus Gründen der vertraulichen 
Behandlung nach reiflicher Überlegung und gegen 
die Bedenken von Winfried Kretschmann dem SPD 
-Präsidium vorgelegt wurde. Yes! So habe ich mir 
schon immer demokratische Vorstandsarbeit vorge-
stellt. Der Geschäftsführende Vorstand – ja, so wird 
laut Statut das Präsidium definiert – wird nach an-
fänglicher Überlegung auf Grund von Bedenken 
eines Externen (hier: W. Kretschmann) doch noch 

über die handelnden Personen im Zuge der Koaliti-
onsverhandlungen informiert! Ich spüre - fast kör-
perlich – die offene und transparente  Kommuni-
kation ganz oben in unserer Führungsspitze. 
 
Nur mal so am Rande: Die ebenso vertraulichen 
Protokolle zu den Verhandlungen – die daher 
selbstverständlich nicht den TeilnehmerInnen der 
Arbeitsgruppen im Vorfeld zur Verfügung gestellt 
werden konnten – wurden von den Verhandlungs-
partnern zu den Gesprächen mitgebracht – wie die 
von den Grünen da nur dran gekommen sind? Die 
werden ja wohl keinen illegalen Datenklau  betrie-
ben haben! War da gar eine raffinierte Verhand-
lungsstrategie der Grünen zum Tragen gekommen? 
Der SPD die Vertraulichkeit abringen und selber 
gut informiert in die Verhandlungen gehen? Oder 
doch ganz anders? 
 
Doch zurück zur neuen Führungskultur in der SPD: 
Wer denn die frauenpolitischen Themen vertrete – 
wollten wir doch gerne noch wissen, denn bei uns 
hatte niemand diesbezüglich nachgefragt? Diese 
würden Katrin Altpeter und Leni Breymaier in den 
Arbeitsgruppen vertreten, bekamen wir da zur Ant-
wort. Ja ganz wunderbar! Nur um eines gleich klar 
zu stellen: Ich traue beiden Frauen zu, dass sie frau-
enpolitische Themen ganz hervorragend vertreten 
können! Mich wundert nur, dass nicht gleich alle 
drei Frauen aus der Verhandlungskommission qua 
korrekten Geschlechts genannt wurden. Und wuss-
ten die Beiden davon? Meiner unwesentlichen 
Meinung nach, wurde Katrin als stellv. Fraktions-
vorsitzende und Leni als Gewerkschaftsvertreterin 
in die Kommission geholt. Hat jemand daran ge-
dacht zu prüfen, ob die Beiden derzeit studieren? 
Über 60 Jahre alt, homosexuell und/oder selbststän-
dig sind? Einen Migrationshintergrund haben? 
Dann könnten sie gleich noch die Juso-Hochschul-
gruppen, die SPD 60 plus, die Schwusos, die AG 
der Selbstständigen und den Migrationsbeirat ver-
treten. Das wäre mal fein effizient! Zu blöd aber 
auch, dass das so wenig mit Basisbeteiligung zu tun 
hat. Da findet sich doch bestimmt jemand, der uns 
das „schön“ erklärt? So wie das schlechteste Ergeb-
nis einer Landtagswahl in Baden-Württemberg ja 
auch ein grandioser Sieg ist! Ich bin nun noch ge-
spannt, ob der Teil meines Traumes, der den Anteil 
der Frauen in der neuen Regierung betrifft, wenigs-
tens annähernd an die Wirklichkeit herankommt 
oder ob auch dies sich eher als realpolitischer Alb-
traum darstellen wird! 
 
Und ganz zum Schluss: wer die Überschrift im Ko-
alitionsvertrag „Flugverkehr: Es kommt doch auf 
die Länge an“ für sexistisch hält, kann fast nur Susi 
Schnäpf heißen – nicht wahr? 
 
Es grüßt Euch ganz herzlich 
Eure 
                                                                    Susi Schnäpf 
Aus AsF Aktuell 02-011 
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Quo vadis – SPD 
Südwürttemberg? 

 
„Die alte Rollenverteilung zwischen Grünen und 
SPD gibt es längst nicht mehr, auch wenn viele in 
der SPD sich immer noch daran klammern:  Grüne 
kümmern sich um Ökologie, während die SPD ir-
gendwie noch Wirtschaft und Soziales macht. Das 
ist wirklichkeitsfremd. Die SPD hat nicht mehr au-
tomatisch die Führungsrolle im Mitte-Links-La-
ger!“ So äußerte sich Renate Künast am 3. April in 
einem Interview mit der „Welt am Sonntag“.  
 
Vielleicht entwickeln Grüne und Sozialdemokrat/ 
innen das Land Baden-Württemberg „auf Augen-
höhe“ weiter, wie Nils Schmid zum Auftakt der 
Koalitionsverhandlungen in Stuttgart mahnte. In der 
südwürttembergischen Region zwischen Donau und 
Bodensee wird es garantiert keine Augenhöhe ge-
ben in den kommenden Jahren. Man kann nicht da-
rum herum reden, es sei denn man macht sich etwas 
vor: Für die mediale Vermittlung der Infrastruktur-
probleme im südlichen Oberschwaben sind jetzt 
nicht mehr allein Martin Gerster und Norbert Zeller 
zuständig. Manfred Lucha und Martin Hahn werden 
bei den Medien künftig einen viel größeren Reso-
nanzboden finden, ergänzt von den Gewinnern der 
Direktmandate In den Wahlkreisen im südlichen 
Südwürttemberg, also den CDU-Politikern.  
 
Der SPD-Ortsvereinsvorsitzende von Ravensburg, 
Felix Rückgauer, hat nach der Landtagswahl festge-
stellt: „Wir von der SPD haben ein großes Kommu-
nikationsproblem!“ Er meinte dies in gleicher Wie-
se für die parteiinterne Kommunikation wie für die 
Vermittlung der Politik gegenüber der Öffentlich-
keit in den Medien. In Südwürttemberg ist die SPD 
von der 2. Stelle im Parteiengefüge auf den 3. Platz 
abgerutscht. Haben die Sozialdemokraten bei der 
letzten Landtagswahl 2006 mit 144 892 Wähler-
stimm-en noch vor den Grünen (94 156) gelegen, 
ist das Verhältnis seit dem 27. März 2011 umge-
kehrt. Die Grünen haben 197 829 Stimmen, die 
SPD 173 644 Wählerstimmen. Die Partei hat es in 
30 Jahren nicht geschafft, eine Medienpolitik zu 
entwickeln, mit der die Wechselwähler und die 
noch vorhandene Stammwählerschaft erfolgreich 
angesprochen werden kann. Funktionäre äußern 
sich verzagt, dass man mit den eigenen Verlautbar-
ungen bei den Redaktionen oft nicht landen kann. 
Man vergisst dabei, dass der Eindruck von Lothar 
Späth gar nicht so verkehrt ist: Während die SPD` 
ler in ihrer Oppositionsarbeit eher verkrampft um 
ihre Vorstellungen und Anträge im Landtag mit der 
CDU-Landesregierung gerungen haben und wenn 
es dann nicht geklappt hat, man sich ins Schnecken-
häuschen zurückgezogen hat, sind die Grünen nach 
einer Niederlage gleich wieder aufgestanden und 
haben in kurzer Zeit neue lösungsorientierte Kon-
zepte für die einen oder anderen Strukturprobleme 

In der Landespolitik in einer engen Vernetzung  mit 
der Parteibasis kreiert. 
 
Einige der wenigen Ausnahmen hat bisher Norbert 
Zeller gebildet, der mit seiner hervorragenden Me-
dien- und Wahlkreisarbeitarbeit die Präsenz der 
SPD in der ganzen Region geradezu verkörpert hat. 
Viele begeisterte Wähler des Wechsels gaben den 
Grünen ihre Stimme um dann verdutzt festzustell-
en, sie hätten es so nicht gewollt. Der allseits ge-
achtete SPD-Mann war aus dem Spiel. Wie sehr er 
vermisst werden wird, zeigt sich spätestens dann, 
wenn zum Beispiel beim ersten Spatenstich für eine 
Ortsumgehung  kein Vertreter der SPD mehr zu 
sehen ist. Der gute Rat, „Fragen sie einmal Norbert 
Zeller“, kann nur mehr eingeschränkt gegeben wer-
den.  
 
Ähnlich wie Lothar Späth hat es auch mal Ivo Gön-
ner eingeschätzt, der aus gutem Grund nicht Spitz-
enkandidat der Landes-SPD für die Landtagswahl 
werden wollte. Beobachtet man die gewohnten Ab-
läufe von Kreisvorstandssitzungen,  dann gehen 
meist über 50 Prozent der verfügbaren Sitzungsdau-
er drauf für innerparteiliche Personalien. Weitere 
30 Prozent der Zeit  gehen drauf für organisatori-
sche Fragen. Der Rest der Zeit ist meist der ad-hoc-
Debatte von aktuellen Problemen in der Berliner 
Politik gewidmet.  
 
Die Delegierten aus den Ortsvereinen bei den  
Kreisparteitagen haben mit Ausnahme beim Kreis-
vorsitzenden oder beim Kreiskassier und den Kas-
senprüfern oft keine präzisen Erwartungen an die 
Mitglieder im Kreisvorstand, etwa jene, zusammen 
mit der Kreistagsfraktion beispielsweise ein partei-
eigenes Konzept dafür zu entwickeln, wie es mit 
der Altenpflege in der Region Bodensee-Ober-
schwaben bis in 20 oder 30 Jahren einmal aussehen 
soll. Seit der Kreisreform 1973 hat sich etwa der 
Kreisvorstand der SPD Bodenseekreis ein einziges 
Mal in den 90er Jahren dazu durchgerungen,  die 
Gelegenheit einer offiziellen Beteiligung am An-
hörungsverfahren zur Fortschreibung des Regional-
planes zu nutzen.  
 
Im Landtagswahlkampf 2006 war die geplante Still-
legung der Bahntrasse von Aulendorf bis ins Allgäu 
ein bedeutsames Thema. Man kann die Presse im 
Februar 2006 daraufhin abklopfen: Wer hat sich in 
diesem Monat wiederholt gegenseitig die Bälle zu-
geschoben und hat Argumente und Fakten öffent-
lich ausgetauscht: Verkehrsstaatssekretär Köberle 
(CDU) und der Grünen-Landtagsabgeordnete Boris 
Palmer. In Zahlen ausgedrückt lautete das Verhält-
nis zwischen den Presse- Initiativen in den Medien 
CDU-Grüne-SPD 8:6:2. Wer sich ernsthaft mit Re-
dakteuren unterhält, bekommt zur Auskunft, dass 
eigene neue Konzepte für die Kommunal- und Re-
gionalpolitik von einer lokalen politischen Partei –
und dafür ist sie in erster Linie da-  auf ein viel 
größeres Interesse stößt in den Redaktionen als 
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breit getretener Quark mit zeitlich schon nicht mehr 
aktuellen Stellungnahmen zu den Initiativen und 
Verlautbarungen des politischen Gegners. Wenn die 
Parteiarbeit an der Basis sich so ändern könnte, 
wenn es sich so ändern könnte mit mehr jungen 
neuen Mitgliedern, dann bestünden auch bessere 
Voraussetzungen für die Medienpolitik.  
 
Man war auf einer politischen Veranstaltung, hat 
dem prominenten Referenten genügend Beifall 
gezollt, bezahlt dann seinen Hefeweizen bei der Be-
dienung im Lokal und geht selbstzufrieden nach 
Hause. Weder erfahren andere Parteifreunde in den 
Nachbar-Landkreisen etwas von guten und ausbau-
fähigen Ansätzen in der Struktur- und Gesell-
schaftspolitik, noch  bleibt man bei den referierten 
Themen am Ball und versucht sie vor Ort weiter zu 
entwickeln.  
 
Warum ist die Partei der Linken in Ostdeutschland 
eine Volkspartei, warum erhalten die Rechtsextrem-
isten dort unverdienterweise eine solche Resonanz? 
Weil die Ansprechpartner/innen dieser Parteien vor 
Ort als „beharrliche Kümmerer“ für die manchmal 
auch bescheidenen Anliegen und Probleme der Mit-
bürger gelten. Der Verfasser dieses Beitrages ist in 
der Stuttgarter SPD-Landesgeschäftsstelle im Som-
mer 2004 fast ausgelacht worden, als er anregte, es 
müsste einen quasi Wahlkampf geben nicht um 
Mandate und Pöstchen, sondern um die neue Hartz-
IV-Reform, mit der sich seit 7 Jahren die Sozialge-
richte herumschlagen müssen. Man wollte sich die 
Mühe sparen, vor Ort  den arbeitslosen Familien 
beim Infostand auf dem Wochenmarkt zu erklären, 
wie diese Reform denn eigentlich gedacht ist und 
was die Parole bedeutet: Fordern und Fördern.  
 
Abschließend sei festgestellt, dass zum Einen nicht 
alle dieser Überlegungen den Belastungen eines 
Stresstestes Stand halten können. Zum Andern er-
fordern  die vielfältigen Voraussetzungen für eine 
verbesserte Parteiarbeit und Medienpolitik  in der 
Region noch gründlichere Analysen und Diskussi-
onen. 
 
Diese aber müssen in Angriff genommen werden, 
wenn uns nicht nur die aktuelle Gegenwart (im 
Frühjahr 2011), sondern auch noch die Zukunft 
unserer Kinder und Enkel in 20 und 30 Jahren 
wichtig ist, in einer lebendigen Demokratie und 
Zivilgesellschaft.            
                                                                     W. Bernhard 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                                                                                 
 
 
                                       
 
 
 
 

 
 
 

 
 

Redebeitrag von Adnan 
Sabah beim Landesparteitag 

in Sindelfingen 
 
(es gilt das gesprochene Wort) 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
Es ist lobenswert, dass wir die Modernisierung der 
Schieneninfrastruktur endlich hier in Baden-Würt-
temberg in Angriff nehmen können. 
 
Im Süden des Landes wird mit der Elektrifizierung 
der Südbahn ein Schritt in Richtung umweltfreund-
liche Mobilität am Bodensee getan. Nur ein Teil-
stück zwischen Friedrichshafen und Radolfzell 
bleibt uns nach den neuesten Planungen leider als 
Archillesferse erhalten. Die Schweizer haben ihre 
Hausaufgaben gemacht, die Österreicher können es 
schleunigst erledigen und wir??? -  Wir hinken hin-
terher. 
 
Wir vom Bodenseekreis bitten die neue Landesre-
gierung, Nein, wir fordern die neue Landesregier-
ung auf, die Elektrifizierung der Bodensee-Gürtel-
bahn (Bodensee S-Bahn) gleichzeitig zu realisieren 
und auf keinen Fall zu verschieben, damit die Men-
schen am See durchgehend und ohne den zeitrau-
benden Triebkopfwechsel auch grenzübergreifend 
und gleichzeitig umweltfreundlich ihre Reise fort-
setzen können. 
 
Der Bodenseeraum  bietet touristische Attraktionen 
und ist Urlaubsziel vieler Menschen. Doch auch 
wirtschaftlich gesehen ist der Bodenseekreis einer 
der stärksten Kreise in Baden-Württemberg. Lange 
Zeit haben wir unter der schwarz-gelben Regierung 
gelitten.  Obwohl der Mandatsträger der abgewähl-
ten Landesregierung im Kreis Jahre lang im Ver-
kehrsministerium in entscheidenden Positionen tä-
tig war, haben wir vergeblich auf eine Änderung 
unserer Lage gewartet. Jetzt sind wir die Partei, die 
gestalten und mitentscheiden kann, deswegen muss 
die neue Landesregierung die Planungen der Bun-
desstraßen B30 und B 31 auf Basis des Planfalls 7.5 
gezielt vorantreiben und dementsprechend priori-
sieren. 
 

SPD - Kreisverband 
Bodenseekreis 
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Das sind 2 wichtige Projekte für die Menschen am 
Bodensee, und nur mit solchen Projekten werden 
wir den Kreis zurückholen.  
07.05.2011 Adnan Sabah, Vorsitzender   
                                             SPD Bodenseekreis 
 

Konstituierung des neuen 
Vorstands der SPD 

Bodenseekreis 
 

Bei der konstituierenden Sitzung des neuen Vor-
stands der SPD Bodenseekreis berichtete Adnan 
Sabah, der Vorsitzende vom Landesparteitag am 7. 
Mai als besonders harmonischem Ereignis. Sabah 
vermutete, dass man dank dieser Harmonie eine 
Stunde früher als geplant fertig geworden sei. 
 
Nicht desto trotz, es wurde diskutiert und gefordert. 
Er habe deutlich gemacht, dass für den Verkehr im 
Bodenseekreis noch viel zu tun sei. Deswegen habe 
er gefordert, dass auf die Elektrifizierung der Bo-
denseegürtelbahn genauso viel Wert zu legen sei, 
wie bei der Südbahn, und auch, dass das Land dem 
Ausbau von B30 und B31 die Priorität zuteilen soll-
te, die deren Wichtigkeit für den Kfz-Verkehr im 
Bodenseekreis repräsentiere. 
 
Stirnrunzeln und Kopfschütteln in der Runde war 
die Reaktion auf die Aussage des Landtagsabgeord-
neten Ulrich Müller (CDU), dass er die Realisier-
ung von Straßenbauprojekten im Bodenseekreis 
von Grünrot einfordern wolle. Hatte doch dieser 
Jahrzehnte lang die Chance u. a. als Staatssekretär 
und sogar als Minister im Verkehrsministerium ge-
habt, sich um eine dem Bodenseekreis angemessene 
Verkehrsstruktur zu kümmern. Dass Müller dies 
nicht getan habe, war ihm nicht nur immer wieder 
von Norbert Zeller, dem langjährigen SPD-MdL 
aus dem Bodenseekreis vorgeworfen worden, son-
dern auch von Peter Knauer, dem ehemaligen Vor-
sitzenden der Kreis-CDU. Der sagte über Müller, 
jener könne „nicht einmal eine Prioritätenliste des 
Landes vorweisen, aus der die Unterstützung des 
Landes beim Bund ersichtlich ist“. 
 
Der Kreisvorstand begrüßte den Koalitionsvertrag 
als ein richtungs weisendes Dokument, das natür-
lich auf Kompromissen der Regierungspartner be-
ruhe. Trotzdem sei die sozialdemokratische Hand-
schrift klar erkennbar. Als wesentlich wurden die 
Themen Bildung, nachhaltige Wirtschaftspolitik 
mit dem Schwerpunkt Mittelstand, Stärkung der 
Infrastruktur- und  insbesondere der Verkehrspo-
litik und mehr Mitsprache der Bürger gesehen. Ge-
rade der letzte Punkt, die Mitsprache der Bürger 
wird eine für unser Ländle beinahe revolutionäre 
Auswirkung haben. Die Landräte sollen in Zukunft 
direkt von uns, den Wahlberechtigten – wie in na-
hezu allen anderen Bundesländern – gewählt und 
nicht mehr von Herrenrunden in Hinterzimmern 

ausgekungelt und dann den Kreistagen als alterna-
tivlose Personalentscheidung präsentiert werden.  

 
Zur Steigerung der Effizienz des Kreisvorstandes 
schlug Sabah vor „Zuständigkeiten“ zu verteilen, 
was einstimmig akzeptiert wurde. Für einige dieser 
Themen erklärten sich erfreulicherweise mehr als 
ein Mitglied des Kreisvorstandes, bzw. der SPD 
Bodenseekreis zuständig: 

Innere Sicherheit: Dieter Stauber;  
Frauen: Yvonne Bernard;  
Jugend: Leon Hahn;  
Vereine: Sonja Schuster;  
Integration:  Malik Meddur, Abdulgazi Sorhun; 
Gewerkschaften: Adnan Sabah;  
Elementarbildung: Gabi Pferd, Dieter Stauber, 
Norbert Zeller;  
Verkehr:  Klaus Pimiskern, Norbert Zeller;  
Umwelt: Wilfried Biester, Leon Hahn; 
Koordination der Ortsvereine: Karl-Heinz König. 
 
Zum Thema „Soziales“ erklärte Sabah, dass es in 
den Ortsvereinen Friedrichshafen und Überlingen 
hervorragend kompetente Genossen gäbe, auf die 
man zugreifen werde. 
 
In nächster Zeit werde man sich mit Verkehr (B30, 
B31, Bodenseegürtelbahn, ÖPNV) Jugend und Inte-
gration befassen. Die Koordination der Ortsvereine, 
insbesondere die Steigerung der Präsenz der SPD 
auf dem „platten“ Land wird als laufende Aktivität 
gesehen. 
                                                            Dietram Hoffmann 
 

Termine  im 
Bodenseekreis 

 

KV-Sitzung:  
 

Montag, 06.06.2011 
 

19:30 Uhr 
 

Lokal und Ort werden noch bekannt 
gegeben 
 

parteiöffentlich 
 

OV Bermatingen: 
 

Ortsvereinsitzung 
 

Montag, 06.06.2011, 19:30 Uhr - 21:30 Uhr.  
Ort: Weinstube Stecher 
 

OV Friedrichshafen: 
 

Mitgliederversammlung mit Norbert 
Zeller 



 9 

 

Freitag, 20.05.2011, 19:30 Uhr.  
Ort: Restaurant Seehof, Olgastraße 6 
 

Thema: 
 

"Der Wechsel beginnt. Koalitionsvertrag zwi-
schen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD 
Baden- Württemberg." 
 

SPD Stammtisch 
 

Donnerstag, 26.05.2011, 19:30 Uhr 
Ort: Dorfkrug 
 

OV Markdorf:  
 

Vorstand 
 

Donnerstag, 09.06.2011, 20:00 Uhr - 
22:30 Uhr.  
Ort: Krone 
 

OV Meersburg: 
 
Vorstandssitzung 
 

Donnerstag, 26.05.2011, 20:00 Uhr 
Ort: Gutsschänke des Staatsweingutes,  
Seminarstr. 4 Meersburg 
 

OV Überlingen: 
 

parteiöffentliche Vorstand- und 
Fraktionssitzung 
 

Mittwoch 18.5.2011 
Zeit: 19:00 
 
öffentliche Mitgliederversammlung 
Zeit: 20:00 
 

Thema:  
 

Vorstellung eines Modells für die Renovier-
ung und den Betrieb der Kapuzinerkirche als 
Kulturzentrum mit Dr. Jörg Auriga 
 

Ort: Nebenzimmer des Gasthauses Krone, 
Münsterstraße 
 
parteiöffentliche Vorstand- und 
Fraktionssitzung  
 

Dienstag 14.6.2011 
Zeit: 19:00 
 
Mitgliederversammlung 

 
Zeit: 20:00 
 
Thema:  
 

wird noch bekannt gegeben 

 
Ort: Nebenzimmer des Gasthauses Krone, 
Münsterstraße 
 

Jusos Bodenseekreis: 
 

Gender- Training für Jungs und 
Mädels, Jusos BW 
 

Samstag, 21.05.2011, 10:00 Uhr - Sonntag, 
22.05.2011, 18:00 Uhr.  
Ort: Freiburg, Jugendherberge 
 
Juso- Frauenverbandsarbeit, Gender- Training für 
Jungs und Mädels, Anmeldung über den Kreisver-
band oder über die Jusos Baden- Württemberg 
 

Internationales Juso- Treffen 
 

Samstag, 04.06.2011, 10:00 Uhr - Sonntag, 
05.06.2011, 16:00 Uhr.  
 

Ort: DGB- Jugendcamp in Markelfingen am 
Bodensee 
 

Auf dem Programm stehen Themen, die für 
uns als politische Jugendorganisationen  
grenzüberschreitende Bedeutung haben: 
 

Der Kampf gegen Rechtsextremismus ist für 
uns alle ein wichtiger Bestandteil der 
politischen  Arbeit. Ebenso wird die aktuelle 
Situation der europäischen Sozialdemokratie 
ein Thema an diesem Wochenende sein. 
Gemeinsam mit Euch wollen wir diskutieren, 
welche Handlungsstrategien es für uns als 
Jugendorganisationen gibt und welche Rolle 
wir in den Erneuerungsprozessen unserer 
Mutterparteien spielen können. 
 

Aber natürlich sollen das persönliche Kennen-
lernen und der Spaß an diesem Wochenende 
nicht zu kurz kommen. Das Jugendcamp des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) liegt 
direkt am Bodensee und bietet tolle Möglich-
keiten zur Freizeitgestaltung. 
 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 35 EUR für 
VerdienerInnen und 25 EUR für Nicht- 
Verdienerinnen. Im Preis enthalten sind eine 
Übernachtung sowie Frühstück, Mittag- und 
Abendessen. 
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Was ist eigentlich daraus  
geworden? 

 

Teil VI 
 

 Prix Wasserfrau 2007 für 
Friederike von Wolff  

 
Über 60 Gäste aus der gesamten Bodenseeregion 
hatten sich am 6. September im traditionsreichen 
Konstanzer Hotel „Graf Zeppelin“ zusammenge-
funden, um der Verleihung des „Prix Wasserfrau“ 
2007 an Friederike von Wolff beizuwohnen. Die 
Konstanzer Architektin kümmert sich seit vielen 
Jahren um Flüchtlingsfamilien in der Bodensee-
region, ihre besondere Fürsorge gilt den Töchtern 
dieser leidgeprüften Menschen.  

 
Friederike von Wolff und SBI Vizepräsident Norbert 
Zeller  
Foto: Andreas Heinrich, Langenargen 
Bei der Preisverleihung konnten sich die Anwesen-
den selbst ein Bild davon machen, welche charak-
terlichen Grundzüge Friederike von Wolff aus-
zeichnen und ihr die Kraft verleihen, sich fortwähr-
end in einem Bereich zu engagieren, dem oftmals 
der Zeitgeist und die Hürden der Bürokratie entge-
genwirken: Die Preisträgerin zeichnet sich durch  

 
 
 
 
 
 

 

  
 
ein Höchstmaß an Courage, an Würde und an Mit-
menschlichkeit aus, geprägt nicht zuletzt durch die 
eigenen Kindheitserfahrungen  am Kriegsende und 
den schweren Jahren danach. Friederike von Wolff 
gehört zu den Menschen, die  gegen den Strom 
schwimmen, wenn es ihre Grundüberzeugungen 
verlangen, ihre Standfestigkeit nötigt auch anders 
Denkenden Respekt ab. Vom Charisma dieser Per-
sönlichkeit und ihrem bisherigen Lebenswerk stark 
bewegt, wurde die Übergabe des „Prix Wasserfrau“ 
an Friederike von Wolff von den Anwesenden mit 
lang anhaltendem Beifall bedacht. 

 
Friederike von Wolff und ihre „Töchter“ 
Foto: Andreas Heinrich, Langenargen 
Die einführenden Worte der Preisverleihung hatte 
Landtagsabgeordneter Norbert Zeller (Friedrichs-
hafen) namens des Präsidiums der Sozialistischen 
Bodensee-Internationale gesprochen, Nationalrätin 
Hildegard Fässler (Grabs) stellte sodann die Be-
weggründe zur Initiierung des Preises sowie die die 
von Irene Thoma (St.Gallen) geschaffene Preisfigur 
vor. Margrit Zepf, Rechtsanwältin aus Konstanz, 
hielt im Anschluss eine beeindruckende Laudatio 
auf die diesjährige Preisträgerin. 
 
Zur großen Schar der Gratulanten zählten unter an-
derem die Bludenzer Landtagsabgeordnete Olga 
Pircher, SBI-Präsident alt Nationalrat Fredi Alder 
und Fraktions-Referent Winfried Kropp als Vertre-
ter der Konstanzer SPD-Stadtratsfraktion, aber auch 
Mitstreiterinnen der Preisträgerin aus dem Bereich 
der Flüchtlingsfürsorge sowie von ihr betreute jun-
ge Frauen und deren Angehörige. Besondere 

Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

www.bodensee-internationale.org                                                                                
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Glückwünsche überbrachte Anita Vooren vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund Bodensee-Ober-
schwaben, der die Nomination von Friederike von 
Wolff portiert hatte. Die in würdigem Rahmen vor-
genommene Preisverleihung fand mit zahlreichen 
anregenden Gesprächen ihren harmonischen Ab-
schluss. 
                                                                                      SBI 
 

Bericht zur Entwicklung im 
Flüchtlingsbereich 

 
Heute Nachmittag (30.01.2011) haben mich einige 
meiner "damaligen Adoptivtöchter" besucht, die 
dabei waren als ich 2007 den Prix Wassefrau be-
kommen habe. 
 
Es ist eine Freude zu erfahren, dass inzwischen alle 
die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, und dass 
sie alle den Realschul-Abschluss mit guten Noten 
und fast alle ihre Lehrzeit beendet haben. Sie sind 
an ihrem jeweiligen Arbeitsplatz geschätzte Mitar-
beiterinnen. 
 
In wenigen Tagen werde ich 75 Jahre alt- wenn 
man mir vor mehr als 30 Jahren gesagt hätte, dass 
es dann immer noch Flüchtlinge gibt, die dringend 
Unterstützung auf ihrem steinigen Weg brauchen, 
hätte ich mir dies damals überhaupt nicht vorstellen 
können. 
 
Obwohl Europa keine Kosten scheut, um sich ge-
genüber schutzsuchenden Menschen abzuschotten, 
gelingt es Einzelnen und Familien immer wieder 
einmal diese "Festungsmauern" zu überwinden. Sie 
harren hier auf engem Raum (4,5 qm/Person) in 
"Gemeinschaftsunterkünften" aus, warten auf Be-
scheide, die mehrheitlich ablehnend sind und sind 
oft jahrelang nur mit einer Duldung nie sicher vor 
Abschiebung. Diese Ängste in ein Herkunftsland 
abgeschoben zu werden, aus dem sie vor Krieg, 
Verfolgung, Folter und Hunger geflohen sind, oft 
mit dem Risiko die Flucht nicht zu überleben, ma-
chen psychisch krank. 
 
Hinzu kommt das Arbeitsverbot, das Leben mit 
Sachleistungen und selbst ursprünglich anerkannte 
Flüchtlinge müssen erleben, dass ihnen die Aner-
kennung wieder aberkannt werden kann. Wün-
schenswert wären Regelungen, die Menschen eine 
echte Chance zur Integration geben. Auch die Kin-
der, die hier aufwachsen, haben einen Anspruch auf 
eine sichere und gesunde Entwicklung und auf Zu-
kunftsperspektiven. 
 
Die Begegnungen mit Flüchtlingen aus Afghanis-
tan, dem Irak, dem Iran und aus afrikanischen Staa-
ten mit grausamen Bürgerkriegen sind immer wie-
der erschütternd. Sie brauchen unsere Aufmerksam-
keit, unseren engagierten Einsatz und unsere Stim-
me, wenn Menschenrechte missachtet werden. 
 

Es gibt auch erfreuliche Erfahrungen, immer dann 
wenn Politiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Behör-
denvertreter, LehrerInnen und Ehrenamtliche ihre 
Erfahrungen, ihre fachliche Kompetenz, ihr Mitge-
fühl bündeln, um am Ende eines langen, mühseli-
gen Weges der Flüchtlinge für sie einen sicheren 
Aufenthaltstitel, Wohnung und Arbeit zu erreichen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
                                                            Friederike v. Wolff 
 

 
 

«Wir machen Politik für die 
ganze Bevölkerung»  

 
Am Parteitag der SP des Kantons St.Gallen 
wurde Paul Rechsteiner einstimmig als 
Ständeratskandidat bestätigt. Die SP wird 
den Kampf gegen die bürgerliche Interes-
senpolitik offensiv angehen. Der Parteitag 
verlangt in zwei Resolutionen den geordne-
ten Ausstieg aus der Atomenergie und den 
Verzicht auf ein zusätzliches 5. Sparpaket 
sowie weitere Steuersenkungen.  
 
Gemeindepräsident Erwin Camenisch begrüsste die 
Genossinnen und Genossen und freute sich, dass 
die SP ihren Parteitag in Uznach abhält. In ihrer Er-
öffnungsrede zeigte Parteipräsidentin Claudia 
Friedl die Ziele für den Herbst auf: „Die SP will 
zulegen und einen Wähleranteil von 18 Prozent er-
reichen. Wir haben 12 sehr motivierte Nationalrats-
Kandidierende, aber natürlich brauchen die Unter-
stützung von allen Genossinnen und Genossen.“ 
 

Der herrschenden Politik etwas entgegensetzen 
Höhepunkt des Parteitages war die Nomination für 
die Ständeratswahlen. Die SP-Delegierten wählten 
Nationalrat Paul Rechsteiner einstimmig und mit 
grossem Applaus als Kandidat für die Ständerats-
wahlen. „Es sind ausserordentliche Zeiten“, begrün-
dete Rechsteiner seine Motivation für den Stände-
ratswahlkampf. „Gerade im Kanton St.Gallen ha-
ben wir eine Verantwortung, den Kampf gegen das 
neoliberale Experimentierfeld offensiv anzugehen. 
Es geht in diesem Wahlkampf darum, der herrsch-
enden destruktiven Politik etwas Wirksames entge-
gensetzen zu können.“ 
 
Auch Nationalrätin Hildegard Fässler zeigte sich 
mit der bürgerlichen Politik unzufrieden. Die Un-
ternehmenssteuerreform II bezeichnete Fässler als 
„Skandal“. Zahlenmässig ist in der damaligen Ab-
stimmungs-Botschaft des Bundesrates fast alles 
falsch. „In dem die Bürgerlichen nicht auf die Vor-
lage zurückkommen wollen, werden die Privilegien 
der Aktionäre höher gewichtet, als die Interessen 
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der normalen Bürgerinnen und Bürger. Dabei 
sollte man vielmehr die Kaufkraft der Bevölkerung 
stärken.“ 
 

Schluss mit der Abbruchpolitik 
Wie bereits Fraktionspräsidentin Barbara Gysi in 
ihrem Jahresbericht die „Machtdemonstrationen der 
vereinigten bürgerlichen Fraktion“ kritisierte, pran-
gerte Kantonsrat Fredy Fässler, die Sparwut des 
bürgerlich dominierten Kantons an. Mit vier Spar- 
paketen seit 1992 wurden staatliche Leistungen von 
jährlich 300 Millionen Franken abgebaut. Im glei- 
chen Zeitraum ist der Staatssteuerfuss wiederkeh-
rend gesenkt worden, womit sich Steuerausfälle 
von deutlich mehr als 400 Millionen Franken im 
Jahr ergeben. „Diese ruinöse Finanz- und Steuer-
politik muss ein Ende haben“, verlangte Fässler. 
Mit einer Resolution fordert die SP von Regierung 
und Kantonsrat, den Verzicht auf ein zusätzliches 
fünftes Sparpaket, von welchem das kantonale Per-
sonal massiv betroffen wäre, sowie den Verzicht 
auf weitere Steuersenkungen für Reiche und Unter-
nehmen. 
 
Lohnschere öffnet sich immer weiter 
Nationalrats-Kandidatin Bettina Surber warb in ein-
er engagierten Rede für die Mindestlohn-Initiative: 
„Wer arbeitet, hat ein Recht auf einen Lohn, mit 
dem er anständig Leben kann“. Der Verteilungs-
bericht des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes 
zeigt die krasse Ungleichheit in der Lohnentwick-
lung: „Wer viel hat, dem gibt man noch mehr, wer 
wenig hat, dem gibt man wenig. Wir brauchen eine 
andere Politik, eine Steuerpolitik mit einer Umver-
teilung von oben nach unten“, so das klare Votum 
von Surber. 
 
Auch Christian Levrat. Präsident SP Schweiz, griff 
in seiner mit Spannung erwarten Rede das Thema 
der Lohn- und Vermögensverteilung in der Schweiz 
auf und kam zu einem klaren Fazit: Der Mittelstand 
verarmt. Aufgrund steigender Mieten und Kranken-
kassenprämien haben wir heute weniger Geld im 
Portmonee. So klar war dann auch Levrats Forder-
ung: „Vom Wachstum der Wirtschaft muss eine 
grosse Bevölkerungsmehrheit profitieren können 
und nicht nur einige wenige!“ Im Energiebereich 
wird die SP weiterhin sehr aufmerksam sein. „Der 
Grundsatzentscheid des Atomausstiegs muss sehr 
bald gefällt werden“, so Levrat. 
 
Atomausstieg als Chance und Pflicht für den 
Kanton 
Die Energiepolitik ist denn auch für die Kantonal-
partei ein überaus wichtiges Thema. Denn: „Nach 
dem Super-GAU im japanischen Fukushima geht es 
nicht mehr darum, ob und zu welchen Bedingungen 
die Atomkraft genutzt werden kann, sondern darum, 
wie rasch aber geordnet aus dieser Hochrisikotech-
nologie ausgestiegen werden kann“, führte  Kan-
tonsrat und Nationalrats-Kandidat Felix Gemperle 
sein energiepolitisches Referat ein. 

Die Delegierten überwiesen im Anschluss eine Re-
solution, die den konsequenten Ausstieg aus der 
Atomtechnologie bis 2025 fordert sowie griffige 
Massnahmen zur Produktion verschiedener um-
weltverträglicher erneuerbarer Energien. Ausser-
dem sollen Anreize für eine sparsame und effizi-
ente Energienutzung geschaffen werden. 
 
Die Zeit ist reif für eine öffentliche Kranken-
kasse 
 
Für die Initiative für eine öffentliche Krankenkasse 
warb Regierungsrätin Heidi Hanselmann. Seit Jah-
ren steigen die Krankenkassenprämien ungebremst. 
Die Prämien belasten die Portmonees der Leute 
stark. Doch den privaten Krankenkassen ist das 
egal, denn sie profitieren vom heutigen Chaos. Das 
will die SP ändern und lancierte darum die Initiati-
ve für eine öffentliche Krankenkasse. Damit soll die 
Krankenversicherung einfacher, effizienter, trans-
parenter und erst noch günstiger werden. „Die Init-
iative für eine öffentliche Krankenkasse ist die rich-
tige Antwort auf das gescheiterte Experiment des 
freien Marktes mit seiner Scheinkonkurrenz“, ist 
Hanselmann überzeugt. 
Uznach, 7. Mai 2011                        Weitere Auskünfte: 
                                o Claudia Friedl, Parteipräsidentin 
                                o Dario Sulzer, Politischer Sekretär 
 

 

Evi König geht in die 
wohlverdiente Pension 

 

Unsere treue und langjährige Mitarbei-
terin, Evi König, wurde nach 28 Dienst-
jahren im SPÖ-Landtagsclub offiziell in 
den wohlverdienten Ruhestand verab-
schiedet. 

 
Evi hat den Landtagsclub wie einen Haushalt gema-
nagt und als Sekretärin die Abgeordneten und Mit-
arbeiterInnen des Clubs mit ihrem großem Wissen 
und viel Engagement tatkräftig unterstützt.  
 
Clubobmann Michael Ritsch überreichte Evi als 
kleines Dankeschön auf der Maifeier einen Blu-
menstrauß und ein Präsent des Landtagsclubs. 
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Nicht nur Evi wird die Pension mit einem lachen-
den und einem weinenden Auge antreten, sondern 
auch die MitarbeiterInnen im Club. Denn zum ein-
en hat sich Evi zwar „überreden“  lassen, weiterhin 
einmal wöchentlich für den Club tätig zu sein, an-
dererseits werden ihre KollegInnen es aber gewiss 
vermissen, Evi jederzeit im Büro nach ihrer Mein-
ung fragen zu können. 
 
Wir wünschen Evi alles Gute als Neo-Pensionistin 
und freuen uns für sie, dass sie künftig mehr Zeit 
für ihre Familie, ihren Freund und ihre Hobbies hat. 
SPÖ-Express,                                                   06.05.2011 
 

Auch der Rote Seehas wünscht Evi 
alles Gute für den wohlverdienten 
Ruhestand 
                                                           Die Redaktion 
 

Transparenz und Minderheitenrechte:  
 

Scheut die ÖVP die 
Wahrheit? 

SPÖ-Anträge von der 
Regierungspartei abgelehnt 

 
Dem SPÖ-Antrag betreffend Minderheitenrechte im 
Vorarlberger Landtag haben lediglich FPÖ und 
Grüne zugestimmt. Die ÖVP hat diesem erwartung-
sgemäß eine Absage erteilt.  
 
Die im Vorarlberger Landtag geltenden Bestimm-
ungen entsprechen längst nicht mehr modernen de-
mokratischen Ansprüchen. Eine Besonderheit ist es 
deshalb, dass sich die Vorarlberger ÖVP weiterhin 
gegen mehr Minderheitenrechte ausspricht. 
 
Dies lässt sich wohl nur dadurch erklären, dass die 
ÖVP als Regierungspartei sich dagegen wehrt, 
mehr Kontrolle und Transparenz in Landtag zu 
schaffen. Schließlich ist die ÖVP die einzige Partei 
die darüber bestimmen kann, ob sie sich selbst kon-
trollieren lässt. 
 
Dasselbe gilt auch bei unserer Forderung nach einer 
Gehaltsoffenlegung aller Landtagsabgeordneten. 

„Ich habe nichts zu verbergen“, erklärt SPÖ-Club-
obmann Michael Ritsch „und anhand der Einkom-
menssteuererklärung lässt sich das einfach bewei-
sen.“ 
Dass sich die ÖVP nach wie vor nicht gerne in die 
Karten schauen lässt, hat auch schon unsere vergeb-
liche Forderung nach einer Untersuchungskommis-
sion im Fall Cain gezeigt. „Die Vertagung un-seres 
Antrages zur Gehaltsoffenlegung durch die ÖVP 
beweist erneut die Scheu der ÖVP vor Transparenz 
im Land“, so LAbg. Michael Ritsch. 
 
Vergleich der Minderheitenrechte aller österreichi-
schen Landtage als PDF 
 
Antrag auf Minderheitenrechte im Landtag PDF 
SPÖ-Express,                                                   06.05.2011 
 

Maifeier der SPÖ Vorarlberg 
 

Michael Ritsch pocht auf 
Einführung der Reichensteuer 

und faire Lohnpolitik! 

 
 
Eine Besteuerung von Vermögen über 1 Million 
Euro würde rund 4 Milliarden Euro bringen, rech-
net SPÖ-Landesvorsitzender Michael Ritsch den 
250 BesucherInnen der 1. Maifeier im Hohenemser 
Löwensaal vor. Damit könnten die wichtigen Inves-
titionsbereiche Pflege, Bildung, Gesundheit und 
Pensionen langfristig finanziert und damit gesichert 
werden.  
 
Er, so Ritsch, werde weiters dafür kämpfen, dass 
eine faire Lastenverteilung und Lohnpolitik zu 
Stande kommt. Denn, so der SPÖ-Chef weiter, zu 
jedem Zeitpunkt waren die Reichen, die Konzerne, 
die Banken und Top-Manager die großen Profiteu-
ere, auch während der Krise. Es ist ihnen nämlich 
gelungen, die Gewinne zu privatisieren, ihre Ver-
luste aber zu sozialisieren. Damit müsse jetzt 
Schluss sein, verlangte er unter Applaus der Genos-
sInnen, und forderte die Solidarität der Vermögen-
den ein.   Ritsch unterfütterte seine Position mit 
aktuellen Zahlen aus dem  Wertschöpfungsbaro-
meter der AK-Oberösterreich und dem Banken-
rettungspaket.  
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Laut dem AK-Barometer haben österreichische Un-
ternehmen 2009 - mitten in der Krise – im  Durch-
schnitt 36.943 Euro pro Kopf an ihren Mitarbeitern 
verdient, und damit fast genauso viel wie 2007 und 
vor der Krise. Dafür stiegen die Gewinnausschütt-
ungen. 2008 hatten sie 137 Prozent, 2009 etwa 116 
Prozent der Jahresüberschüsse ausgemacht. Alleine 
die Wertschöpfung pro Arbeitnehmer sank um 2,4 
Prozent, der Personalaufwand im gleichen Zeitraum 
um beinahe vier Prozent.  
 
Dass das Bankenrettungspaket für den Steuerzahler 
kein gutes Geschäft ist, beweisen die rund 500 Mil-
lionen Euro, die nicht zurückbezahlt wurden. Hinzu 
kommen noch ca. 88 Millionen Euro aus der Refi-
nanzierungslücke. Statt die Ursachen dieser großen 
Krise nachhaltig zu bekämpfen und die Reichen zu 
mehr Verantwortung gegenüber dem Sozialstaat 
aufzufordern, werde über Einsparungen im Sozial-
bereich, Pensionsaltererhöhung,… diskutiert.  
 
Eine weitere Verfestigung der Verteilungsschief-
lage müsse mit allen Mitteln verhindert werden, 
warnte Ritsch vor unvernünftigen Vorschlägen von 
neoliberaler Seite. Unterstützung bekam er vom 
Hauptreferenten Robert Misik, Journalist und 
mehrfach ausgezeichneter Autor. Er vertrat die 
Position, dass gerechtere Gesellschaften  leis-
tungsfähiger, zudem wirtschaftlich besser funk-
tionieren und lebenswerter sind.   
 
Gleichzeitig merkte er aber an, dass die SPÖ in die-
sen Bereichen ein klareres Profil brauche. Es genü-
ge nicht nur zu versprechen, dass die Dinge nicht so 
schnell schlechter werden. Vielmehr wünsche er 
sich von der SPÖ, frei nach Kreisky, ein Bekenntnis 
dazu, „wie man die Dinge besser machen kann.“  
 
Die Rede von Michael Ritsch als PDF.  
 
Die Rede von Hauptreferenten Robert Misik.  
 
Fotos der Maifeier in der Fotogalerie.  
SPÖ-Express,                                                   06.05.2011 
 

Bezirksfrauenkonferenz in 
Bludenz 

 

Olga Pircher mit 100 % als 
Vorsitzende bestätigt 

 
Bei der kürzlich abgehaltenen  Bezirksfrauenkon-
ferenz der SPÖ-Frauen Bludenz konnte sich die Be-
zirksfrauenvorsitzende Olga Pircher abermals über 
ein einstimmiges Votum freuen. Auch ihre Stellver-
treterinnen Stadtfrauenvorsitzende Andrea Hopf-
gartner aus Bludenz und Vize-Bürgermeisterin Eva 
Nicolussi aus Nüziders  und der gesamte Vorstand 
wurden einstimmig bestätigt. Der Vorstand setzt 
sich aus Frauen aus dem Bezirk Bludenz zusamm-
en. Neben den vielen Aktivitäten während der let-
zten zwei Jahre wie Aktionen zum Internationalen 

Frauentag, zum Muttertag und zum Tag gegen Ge-
walt an Frauen können die SPÖ-Frauen Bludenz 
auch auf gesellschaftliche Aktivitäten wie Reisen, 
Ausflüge und die beliebten Kaffekränzchen zurück-
blicken. Zum Abschluss bedankte sich die wieder-
gewählte Vorsitzende für das Vertrauen und für die 
Mithilfe bei allen Aktivistinnen.  

 
SPÖ-Express,                                                 13.05.2011 
 

SPÖ-Landesfrauenvorsitzende Olga 
Pircher fordert auf:  
 

Werden wir gemeinsam mit 
den Vereinten Nationen im 
Kampf gegen Armut aktiv!  

 
Mit einer bemerkenswerten Aktion in Form einer 
Installation zur Mutternacht informierten die SPÖ-
Frauen, darunter Landesfrauenvorsitzende Olga Pir-
cher, die Abgeordneten Dr. Gabi Sprickler-Falsch-
lunger und Mirjam Jäger-Fischer die Bevölkerung 
in Dornbirn über die frauenpolitischen Ziele der 
Vereinten Nationen und des Global Marshall Pla-
nes.  
 
Auf lebensgroßen, bunten Figuren wurden Ziele, 
wie die Senkung der Müttersterblichkeit und die 
Verbesserung der Gesundheit von Müttern und Kin-
dern, plakativ und eindrucksvoll dargestellt. Als 
Zeichen der Solidarität mit Frauen wurden Blumen 
verteilt. 
 
Zu den Zielen des Global Marshall Planes gehören: 
Extreme Armut und Hunger beseitigen, die Gleich-
stellung der Frauen fördern, die Gesundheit der 
Mütter verbessern, aber auch Maßnahmen gegen 
die Mütter- und Kindersterblichkeit setzen. Zu die-
sen Zielen hat sich auch der Vorarlberger Landtag 
vor fünf Jahren einstimmig bekannt. „Von den 
Maßnahmen zur Umsetzung ist leider noch wenig 
zu hören“, stellt Landesfrauenvorsitzende Olga 
Pircher fest. 
 
„Gerade die Beseitigung der Armut ist eines der 
wichtigsten Themen. Die Erhöhung des Mindest-
lohnes in Kollektivverträgen auf 1300 Euro wäre 
ein erster wichtiger Schritt, von dem vor allem 
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Frauen profitieren würden“, so Pircher. Sie sieht die 
Forderung des Caritas-Präsidenten Küberl von 1200 
Euro Mindestlohn als Unterstützung. Frauen sollten 
ein Auskommen mit ihrem Einkommen haben! Ge-
rade Frauen sind oft stark armutsgefährdet. 
SPÖ-Express,                                                 13.05.2011 
 
 

 
 
 
 

Für Jugendhaus und 
Kletterhalle  

 

SPD-Ortsverein Biberach sammelt weiter 
Unterschriften 

 
BIBERACH - Die Sammelaktion von  Unterschrif-
ten für ein Jugendhaus und einen Kletterhallenan-
bau an die neue Schulsporthalle geht weiter. Wie 
der Biberacher SPD-Ortsvereinsvorsitzende Roland 
Luschkowski mitteilte, steht am Mittwoch, 27. Ap-
ril, an der Eselsskulptur auf dem Biberacher Markt 
zwischen 9 und 13 Uhr ein Infostand, an dem Be-
fürworter unterschreiben können. "Wir haben schon 
über 1300 Unterschriften zusammenbekommen und 
hoffen, bald die 2000 zu erreichen", zeigte er sich 
zuversichtlich, den Biberacher Stadtverantwort-
lichen bald einen deutlichen Hinweis auf die Not-
wendigkeit von Jugendhaus und Kletterhalle über-
reichen zu können. 
20.04.29011                                         Wolfgang Heinzel,  
                                                 SPD-Ortsverein Biberach 
 
 
 
 
 
 
 

Für einen gerechten Lohn, 
gute Arbeitsbedingungen 
und gegen Lohndumping 

 
Anlässlich ab dem 1. Mai gültigen neuen Gesetzte 
trafen sich die SPD-Bundestagsabgeordnete Hilde 
Mattheis ein Gespräch und der DGB-Regionalvor-
sitzenden Peter Fischer.  Das Thema war die ab 
dem 1. Mai geltende uneingeschränkte Freizügig-
keit für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
aus den mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaa-
ten, die 2004 der EU beigetreten sind.  
 
Die Bundestagsabgeordnete Hilde Mattheis erklärte 
dazu: „Das Ziel des europäischen Einigungsprozes-
ses war es nie die totale Konkurrenz der arbeiten-
den Bevölkerung Europas zu erreichen. Die sozial-
demokratische Vorstellung eines friedlichen Zu-
sammenlebens aller Völker Europas war und ist 

immer auf Völkerverständigung und ein gemeinsa-
mes Streben nach besseren Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen ausgerichtet.“ Sie reagierte damit auf die 
Angst der Menschen vor der uneingeschränkten  
Freizügigkeit für alle ArbeitnehmerInnen innerhalb 
Europas. „Die Politik hat es verpasst hat den euro-
päischen Einigungsprozess sozial zu gestalten und 
die Menschen wissen, dass der Prozess der niedri-
gen Löhne und schlechten Arbeitsbedingungen der 
vergangenen Jahre weiter geht.  Die Bundesregier-
ung hat  die Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns und andere Regelungen, die Lohndumping - 
auch bei der Leiharbeit – unterbinden, verhindert. 
CDU, CSU und FDP haben eine solche Regelung in 
Deutschland verhindert. Dies ist Ausfluss der ide-
ologisch motivierten Ignoranz von Schwarz-Gelb. 
Diese Ignoranz schürt die Angst der Arbeitneh-
merInnen vor der Europäischen Union, anstatt die 
Völkerverständigung und den sozialen Frieden 
innerhalb Europas voran zu treiben.“, so Mattheis. 
Die SPD dagegen habe zumindest in der für Dum-
pingkonkurrenz besonders anfälligen  Leiharbeits-
branche einen Mindestlohn durchgesetzt. Doch dies 
könne nur eine Übergangslösung zum Schutz gegen 
Lohndumping sein. Ein gesetzlicher Mindestlohn 
von mindestens 8,50 Euro bleibt das Ziel für die 
Sozialdemokratie. 
 
Hilde Mattheis ruft die Genossinnen und Genossen 
und die Bevölkerung gemeinsam mit den Gewerk-
schaften an den 1. Mai-Demonstrationen teil zu 
nehmen. 
 
„Gerechter Lohn für gute Arbeit, die Stärkung des 
Normalarbeitsverhältnisses, gleiche Bezahlung für 
gleiche Arbeit; das alles sind keine Maximalfor-
derungen. Es sind Mindestansprüche an eine soli-
darische und gerechte Gesellschaftsordnung, in der 
der Wert der Arbeit geschätzt und die Würde der 
arbeitenden Menschen geachtet wird.“, erklären 
Hilde Mattheis und Peter Fischer. 
29. März 2011                                 Büro Hilde Mattheis 
 

Hilde Mattheis für die 
Offenlegung von 
Nebeneinkünften 

 
Zu der am Donnerstag im Geschäftsordnungsaus-
schuss des Deutschen Bundestages anstehenden 
Entscheidung zu den Nebeneinkünften von Bundes-
tagsabgeordneten erklärt die Ulmer Abgeordnete 
Hilde Mattheis: 
 
Aktuell müssen die Politiker die Nebeneinkünfte ab 
1.000 Euro pro Auftraggeber offenlegen, in Zukunft 
sollen die Nebeneinkünfte der Abgeordneten unter-
halb 10.000 Euro jährlich nicht mehr offen gelegt 
werden müssen. 
 
„Meiner Ansicht nach sollten die Mitglieder des 
Bundestages ihre kompletten Einkünfte offenlegen. 

SPD Kreis Ulm 

MdB Hilde Mattheis 

SPD Kreis Biberach 
MdB  

Martin Gerster  
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Nur durch Transparenz ist gewährleistet, dass die 
VolksvertreterInnen nicht beeinflusst werden“,  so 
Mattheis. Durch eine komplette Offenlegung könn-
ten Bürgerinnen und Bürger klar erkennen welche 
Unternehmen und Verbänden versuchen Abgeord-
nete zu beeinflussen.  
 
Hilde Mattheis stellt klar: „Nur wenige Kolleginnen 
und Kollegen beziehen in diesem Maße Nebenein-
künfte, die meisten Gelder kommen aus Tätigkeiten 
in kommunalen Parlamenten oder Aufsichtsratspos-
ten. Aber das Signal welches von so einem Be-
schluss ausgeht finde ich absolut falsch! “  
 
Die SPD-Bundestagsabgeordnete Mattheis bezieht 
keinerlei Nebeneinkünfte, ihre Tätigkeiten in Verei-
ne und anderen Organisationen sind ehrenamtlich.  
zum 10. Mai 2011,               Büro Hilde Mattheis, MdB 
 
 
 
 
 
 

Europafest in Lindau 
 

Am Samstag, den 21. Mai um 15 Uhr treffen sich 
alle Roten Seehasen aus der Schweiz, aus Vorarl-
berg, aus Baden Würrtemberg und aus Bayern beim 
Europa-Fest des SPD- Unterbezirks Allgäu in 
Lindau  beim  Alten Rathaus auf der Insel. Die 
Lindauer GenossInnen freuen sich auf Euren 
Besuch! 
Danke! 
Mit freundschaftlichen Grüßen 
                                              Hermann Dorfmüller 
 

Leserzuschrift zu: 
  

„Grenzenlos zufrieden“ 
 

(Lindauer Zeitung v.16.4.11) 
 
Die sieben Schwaben auf dem Pressefoto der LZ -
also die Geschäftsführer der Stadtwerke Konstanz 
und ihre Kollegen von den verschiedensten Boden-
see-Schiffahrtsbetrieben- sind „grenzenlos zufrie-
den.“. 
Diese Zufriedenheit bezieht sich auf die erfolgrei-
che Zusammenarbeit seit 126 Jahren und schließt u. 
a. „gemeinsame Tarife und einheitliche Fahrpläne“ 
mit ein. Und das obwohl „es nicht einfach ist, weil 
die Gesetzgebung der drei Länder sehr verschieden 
ist.“ 

Hier hat sich aber ein nicht zu überhörender Miss-
klang in das unisono vorgetragene Loblied einge-
schlichen, nämlich die Verdrehung der Wahrheit. 
Auf Grund der verschiedenen Gesetzgebungen ist 
der Tarif für Rollstuhlfahrer auf den Bodensee-
schiffen völlig verschieden: Während am  Überlin-
ger See deutsches Gesetz gilt, das die notwendigen 
Begleitperson frei stellt (das selbe gilt am Schwei-

zer Ufer), werden auf dem Obersee Rollstuhlfahrer 
u n d Begleitperson abkassiert, weil hier Internatio-
nales Recht dies ermöglicht. Gegen diese Ungleich-
behandlung wehren sich die Behindertenverbände 
seit drei Jahren vergeblich. 
 
Ändern könnten dies die Regierungen der Anrainer-
staaten des Bodensees, die in der Internationalen 
Bodenseekonferenz zusammenarbeiten. Deshalb 
wurde von der Sozialistischen Bodensee-Interna-
tionale der Präsident, Landeshauptmann Sausgruber 
angeschrieben. Dieser bestätigte den unerfreulichen 
Zustand und versprach, das Problem anzusprechen. 
Ebenso der Bayerische Abgeordnete Eberhard 
Rotter, MdL und Markus Ferber, Mitglied des Eu-
ropäischen Parlaments. Das war's dann auch schon. 
Auf eine Anfrage des Baden- Württembergischen 
Abgeordneten Norbert Zeller, MdL antwortet das 
Ministerium für Arbeit und Sozialordnung Anfang 
März dieses Jahres: “Eine Vereinheitlichung der 
Tarife kann allerdings nur mittels einer freiwilligen 
Übereinkunft der Verkehrsunternehmen zur gegen-
seitigen Anerkennung von Freifahrtberechtigungen 
erreicht werden.“ 
 
Die Politik hält sich da fein heraus. Die Stadtwerke 
Konstanz diskriminisieren und kassieren am Ober-
see Behinderte doppelt ab und sind damit „grenzen-
los zufrieden“. 
17.04.2011 Hermann Dorfmüller 
 

In einem Artikel vom 05.05.2011 
 

„Behinderte Menschen fordern 
einheitliche Schiffstarife“ 

 

stellt die Lindauer Zeitung die Sachlage 
noch einmal dar: 
 

http://www.schwaebische.de/suche_cosear
ch,behinderte+Menschen+fordern+einheitl
iche+Schiffstarife.html 
                                                                   die Redaktion 

SPD Ba-Wü: 
 

Spitze der SPD- 
Landtagsfraktion komplett  

 

Fraktion  
 
In der Fraktion der SPD im Landtag Baden- Würt-
temberg gab es heute Neuwahlen zum Geschäfts-
führenden Vorstand. Die Ergebnisse in der Über-
sicht: 
 
-  Andreas Stoch wird neuer Parlamentarischer 
   Geschäftsführer 
-  Rosa Grünstein, Rita Haller- Haid und Martin 
    Rivoir bilden Vize- Trio  
-  Wolfgang Drexler erneut als Landtagsvize- 

BayernSPD 
SPD Kreisverband Lindau 
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    präsident nominiert 
 
Mit Neuwahlen zum Geschäftsführenden Vorstand 
hat die SPD- Fraktion auf ihrer heutigen Sitzung ihr 
Führungsgremium komplettiert. Der Heidenheimer 
Abgeordnete Andreas Stoch wird neuer Parlament-
arischer Geschäftsführer. Auf den 41- jährigen 
Rechtsanwalt entfielen in geheimer Wahl 32 Ja- 
Stimmen. Mit Nein votierten 2 Fraktionsmitglieder. 
 
Als neue stellvertretende Fraktionsvorsitzende wur-
den die Schwetzinger Abgeordnete Rosa Grünstein, 
die Tübinger Abgeordnete Rita Haller- Haid und 
der Ulmer Abgeordnete Martin Rivoir gewählt. Der 
50- jährige Diplom- Ingenieur erhielt 28 Stimmen. 
Zwei Abgeordnete votierten mit Nein, vier enthiel-
ten sich der Stimme. Die 60- jährige Heimleiterin 
aus Tübingen bekam 26 Ja- Stimmen. Zwei Abge-
ordnete stimmten mit Nein, fünf mit Enthaltung. 
Für die 62- jährige Schwetzinger Abgeordnete gab 
es 29 Ja- Stimmen, zwei Parlamentarier votierten 
mit Nein, drei mit Enthaltung. 

Mit einer einstimmig angenommenen Änderung der 
Geschäftsordnung der SPD- Fraktion wurde zuvor 
die Zahl der stellvertretenden Vorsitzenden von 
zwei auf drei erhöht. „Die Rolle einer Regierung-
sfraktion verlangt es, unsere politische und parla-
mentarische Arbeit noch intensiver und breiter in 
der ganzen Fläche des Landes auch durch Spitzen-
personal zu vermitteln“, sagte SPD- Fraktionschef 
Claus Schmiedel zur Begründung. 

Für die Wahl eines stellvertretenden Landtagspräsi-
denten nominierte die SPD- Fraktion in offener Ab-
stimmung einstimmig erneut den 65- jährigen Ess-
linger Abgeordneten Wolfgang Drexler. Er amtierte 
bereits von 2006 bis 2011 als Erster stellvertreten-
der Präsident des Landtags. In dieser Funktion ge-
hört er ebenfalls mit Stimmrecht dem  Geschäfts-
führenden Fraktionsvorstand an. 

Schmiedel selbst war bereits auf der konstituieren-
den Sitzung der SPD- Landtagsfraktion am 29. 
März 2011 einstimmig in seinem Amt als Frakti-
onsvorsitzender bestätigt worden. 

SPD- Landeschef Nils Schmid, der an der Frakti-
onssitzung wegen eines wichtigen politischen Ter-
mins in Berlin nicht teilnehmen konnte, gehört dem 
neuen Geschäftsführenden Vorstand kraft seines 
Parteiamtes ebenfalls mit Stimmrecht an. 
10.05.2011                                                           SPD BW 
 

Pressemitteilungen der 
Bundes-SPD: 
 

Schwesig trifft Deutschen Frauenrat:  
 

Gesellschaftliche Debatte über 
Pflege überfällig 

 
Nach einem Treffen mit Vertreterinnen des Vor-
stands des Deutschen Frauenrats im Willy-Brandt-

Haus erklärt die stellvertretende Parteivorsitzende 
und Ministerin für Soziales und Gesundheit, Manu-
ela Schwesig:  
 
Das Gespräch hat deutlich gemacht, dass wir bei 
vielen Themen politisch an einem Strang ziehen. So 
sind es vor allem Frauen, die im Dienstleistungsge-
werbe von Lohndumping betroffen sind. Sie würd-
en von der Einführung eines flächendeckenden 
Mindestlohnes stark profitieren. 
 
Auch bei den Minijobs gilt es stärker als bisher 
Missbrauch zu verhindern. Immer mehr Firmen 
planen Minijobs anstelle von sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsverhältnissen langfristig ein.  
 
Einig waren wir uns auch darüber, dass eine gesell-
schaftliche Debatte über das Thema Pflege überfäl-
lig ist. Die Diskussion, wie eine menschenwürdige 
Pflege im Alter organisiert werden kann, muss aus 
ihrer Tabuecke geholt werden. Waren es früher die 
berufstätigen „Rabenmütter“, die ihre Kinder in der 
Kita betreuen ließen, so werden heute Frauen zu 
„Rabentöchtern“ abgestempelt, wenn sie ihre pfle-
gebedürftigen Eltern nicht zuhause sondern in einer 
Einrichtung pflegen lassen. Hier gilt es eine offene 
Diskussion zu führen über die Rahmenbedingungen 
für Familien, um die Herausforderung Pflege be-
wältigen zu können. Das von der Bundesfamilien-
ministerin Schröder vorgelegte Gesetz einer Fami-
lienpflegezeit ist absolut ungenügend. Darüber be-
stand Konsens. Die Bundesregierung muss ihrer 
großspurigen Ankündigung, 2011 zum Jahr der 
Pflege machen zu wollen, endlich gerecht werden. 
Denn immer mehr Menschen sind in Zukunft auf 
gute Rahmenbedingungen in der Pflege 
angewiesen. 
Berlin, 10. Mai 2011                             Pressestelle SPD                              
 

Wowereit:  
 

Kein Handlungsspielraum für 
Steuersenkungen 

  
Anlässlich der zu erwartenden Prognose für stei-
gende Steuereinnahmen durch den Arbeitskreis 
Steuerschätzungen erklärt der stellvertretende 
Parteivorsitzende, der Regierende Bürgermeister 
von Berlin, Klaus Wowereit: 
 
Der konjunkturelle Aufschwung wird zu mehr Steu-
ereinnahmen führen. Das ist ein gutes Zeichen. Die-
se Entwicklung entspannt die Haushaltslage bei 
Bund, Ländern und Gemeinden etwas. Die Lasten 
der vergangenen Jahre wiegen aber noch schwer. 
 
Daher muss die Kanzlerin und die Bundesregierung 
die zu erwartenden reflexartig aufkommenden De-
batten über Steuersenkungen jetzt sofort im Keim 
ersticken. Dafür gibt es keinen Handlungsspiel-
raum.  
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Konsolidierung und Investitionen müssen die Leit-
linien sein, entlang derer sich die Politik der Bunde-
sregierung auszurichten hat. Um die zukünftigen 
Generationen nicht noch stärker zu belasten, muss 
es darum gehen, jetzt die Staatsfinanzen zu konso-
lidieren, um die Nettokreditaufnahme zurückführen 
zu können und die Zinsbelastung zu reduzieren. 
Nur auf diese Weise ergibt sich ein Handlungsspiel-
raum, den man seriös nennen kann. 
Jedem ökonomisch denkenden Akteur muss dabei 
aber auch klar sein: Wenn Mittel zur Verfügung 
stehen, müssen diese vom Staat dafür genutzt wer-
den, zielgerichtet Investitionen zu tätigen, die im 
Idealfall Folgeinvestitionen nach sich ziehen. Nur 
so sichern wir nachhaltig konjunkturelle Stabilität. 
Investitionen in die Städtebauförderung folgen die-
sem Prinzip. Es ist belegt, dass ein Euro an Städte-
baufördermitteln bis zu acht Euro weitere öffent-
liche und private Investitionen nach sich zieht. Die 
Bundesregierung hat die Mittel für die Städtebau-
förderung in 2010 radikal gekürzt und damit unter 
Beweis gestellt, dass sie kein volkswirtschaftlich 
denkender Akteur ist – vielmehr: sie agierte als 
Wachstumsbremse. Dieser Fehler muss im  komm-
enden Jahr dringend repariert werden. 
Es ist ärgerlich, wenn Fehler begangen werden. 
Aber es wäre noch ärgerlicher, wenn man aus Feh-
lern nicht lernen würde. 
Berlin, 11. Mai 2011                             Pressestelle SPD 
                                                                      
Schwesig: 
 

Flächendeckender 
Mindestlohn statt 
Lohndrückerei 

   
Zu den heute veröffentlichten Berechnungen der 
Bundesagentur für Arbeit, dass die Zahl der Auf-
stocker im vergangenen Jahr um 4,4 Prozent und im 
Vergleich zu 2007 um 13 Prozent gestiegen ist, er-
klärt die stellvertretende Parteivorsitzende und Mi-
nisterin für Soziales und Gesundheit, Manuela 
Schwesig:  
 Die gute Nachricht des Tages ist, dass die Bundes-
agentur für Arbeit bis zum Herbst mit einem Rück-
gang der Arbeitslosigkeit auf den niedrigsten Wert 
seit 20 Jahren rechnet. Doch diese Nachricht ist nur 
die halbe Wahrheit, denn gleichzeitig wird gemel-
det, dass die Zahl der Berufstätigen steigt, die trotz 
Arbeit auf SGB II-Bezüge und damit auf staatliche 
Unterstützung angewiesen sind. Diese Entwicklung 
ist alarmierend. Menschen, die Vollzeit arbeiten, 
müssen auch vom Lohn ihrer Arbeit leben können!  
Die Zahlen der BA zeigen, dass dies für immer 
mehr Menschen nicht mehr gilt, weil Unternehmen 
Dumping-Löhne zahlen. Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer aus Ostdeutschland sind von diesem 
Missstand überproportional stark betroffen. So ar-
beiten in einem Bundesland wie Mecklenburg-Vor-
pommern viele Menschen in der Gastronomie, wo 

besonders niedrige Löhne oftmals an der Tagesord-
nung sind.  
Die Bundesregierung muss endlich handeln: Wir 
brauchen einen flächendeckenden Mindestlohn von 
mindestens 8,50 Euro. Das ist auch angesichts der 
neuen Arbeitnehmerfreizügigkeit seit dem 1. Mai 
2011 dringend geboten. Es muss Schluss sein  da-
mit, dass der Steuerzahler die Lohndrückerei sub-
ventionieren muss! Ein gesetzlicher Mindestlohn 
von 8,50 Euro würde sowohl die  Einkommenssi-
tuation von fünf Millionen Menschen verbessern als 
auch eine Entlastung für die öffentlichen Finanzen 
von über sieben Milliarden Euro bedeuten. Das be-
legt eine aktuelle Prognos-Studie.  
 
Im Rahmen der HartzIV-Verhandlungen konnte 
sich die SPD mit ihrer Forderung nach einem Min-
destlohn in der Zeit- und Leiharbeit, in der Sicher-
heits- und der Weiterbildungsbranche durchsetzen. 
Das war ein guter Erfolg für die insgesamt betroff-
enen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Aber 
die SPD wird weiter kämpfen für einen flächen-
deckenden gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Eu-
ro. Er ist längst überfällig - was die heute veröffent-
lichten Zahlen zu den Aufstockern beweisen. 
Berlin, 13. Mai 2011                            Pressestelle SPD                                                        
 

Nahles:  
 

„FDP spielt „Reise nach 
Jerusalem“ 

  
Zu der so genannten Neuaufstellung der FDP er-
klärt die Generalsekretärin der SPD, Andrea Nah-
les: 
Der neue FDP-Vorsitzende Philipp Rösler mag 
noch so eine nette Rede gehalten haben, einen Neu-
anfang hat er nicht geschafft. Weder inhaltlich noch 
personell.  
Die FDP hat nur die „Reise nach Jerusalem“ ge-
spielt – es wurde aber kein Stuhl weggezogen. Tat-
sächlich kleben die Mitverantwortlichen für die 
schlechteste Regierung, die Deutschland jemals hat-
te, weiter an Regierungsämtern. Auch Guido Wes-
terwelle. Die FDP macht das Auswärtige Amt zur 
Bad Bank ihrer Partei.  
Rösler steht auch nicht für eine programmatische 
Erneuerung: Der neoliberale Inhalt der FDP hat 
jetzt nur eine sympathischere Verpackung bekom-
men. Hinter Rösler verbirgt sich die gleiche Partei: 
Um bei der Bundestagswahl zu punkten, hat die 
FDP mit unrealistischen Steuerversprechen ge-
täuscht. Als Regierungspartei hat sie ihr "Mehr-
Netto-vom-Brutto"-Versprechen gebrochen und 
bedient wie gehabt ausschließlich Konzerne und 
Besserverdienende. 
Die FDP hat keine Idee zur Lösung zentraler Prob-
leme in Deutschland, weder zur Energiewende noch 
zu Zukunftsfragen von Arbeit, Gesundheit und De-
mokratie. Die FDP braucht man derzeit nicht. 
Berlin, 14. Mai 2011                             Pressestelle SPD                              



 19 

Mail-Informationsdienst der SPD-Bundestagsfraktion 
Freitag, 13. Mai 2011 

 
Frank-Walter Steinmeier "Mein Standpunkt": 
- Erschreckender Niveauverlust 
 
Die Themen: 
- Maritime Wirtschaft voran bringen 
- Faire Arbeitsbedingungen für alle Menschen 
- FDP am Abgrund: Westerwelles Rückzug vom Parteivorsitz ist keine Lösung 
- Politik für Bürgerengagement weiterentwickeln 
- Hilfspaket für Portugal 
- Gesundheit als öffentliches globales Gut verstehen 
- Bundesregierung soll Klimaschutz in der EU voranbringen 
- SPD fordert Krippengipfel 
- Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Sicherungsverwahrung: ausgewogen 
  und klug  
 

Pressestatement Frank-Walter Steinmeier: 
- Es geht nicht nur um die Krise der FDP -- sondern der Regierung 
 
Video/Foto: 
- Rede Uwe Beckmeyer 
- Rede Frank-Walter Steinmeier 
- Statement von Christine Lambrecht zur Sicherungsverwahrung 
- Pressestatement Frank-Walter Steinmeier 
- Fotos vom 7. Werkstattgespräch der Zukunft 
--------------------------------------------------------------------------- 
Frank-Walter Steinmeier "Mein Standpunkt" 
--------------------------------------------------------------------------- 
Erschreckender Niveauverlust 
Es gibt ein grundsätzliches Versagen der Regierung Merkel, das in den Medien nicht immer klar genug gesehen 
wird: Das ist der Verlust von Vernunft und Verantwortungsbewusstsein. Statt Realismus zu zeigen und 
Standfestigkeit, lässt die Bundesregierung sich von Stimmungen treiben. Ich sehe darin eine große Gefahr. 
Mehr ....: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56736,00.html 
 
----------------------------------------------------------------------------- 
Die Themen 
----------------------------------------------------------------------------- 
VERKEHR 
Maritime Wirtschaft voran bringen - Maritime Wirtschaft ist Wachstumsmotor unserer Volkswirtschaft 
 
Schwarz-Gelb fährt in der maritimen Politik auf falschem Kurs. Die Branche braucht Rückenwind für den 
globalen Wettbewerb. Die Bundesregierung muss dazu beitragen, das maritime Profil zu schärfen und das 
hervorragende Know-how in diesem Bereich zu bündeln und zu sichern. Dieses Potenzial der Branche müssen 
wir nutzen. Die SPD-Bundestagsfraktion hat dazu einen umfangreichen Antrag in den Bundestag eingebracht. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56547,00.html 
 

ARBEIT 
Faire Arbeitsbedingungen für alle Menschen - Schwarz-Gelb versäumt es, die Arbeitnehmerfreizügigkeit 
politisch zu gestalten 
 
Seit dem 1. Mai gilt auch für die meisten osteuropäischen EU-Länder die Arbeitnehmerfreizügigkeit. Die SPD 
wirft der Bundesregierung vor, ihre Verantwortung für die deutschen wie die europäischen Arbeitnehmer nicht 
wahrzunehmen. "Wir müssen allen Menschen in unserem Land faire Arbeitsbedingungen, gerechte Löhne und 
soziale Sicherheit garantieren", sagte die SPD-Politikerin Eva Hoegl im Bundestag. Schwarz-Gelb habe es 
versäumt, die Arbeitnehmerfreizügigkeit politisch zu gestalten. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56806,00.html 
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AKTUELL 
FDP am Abgrund: Westerwelles Rückzug vom Parteivorsitz ist keine Lösung - Oppermann: Unwürdiges 
Postengeschacher hinterlässt Scherben 
 
"Die FDP steht vor harten Flügelkämpfen. Marktradikale kämpfen gegen mitfühlende Liberale. Es entstehen 
zwei konkurrierende Machtzentren: Rainer Brüderle steht als Fraktionschef für die alte Klientelpolitik der 
Steuersenkungspartei FDP. Parteichef Rösler und Generalsekretär Lindner philosophieren derweil über Themen 
wie Bildung und Chancengleichheit“, erklärte Thomas Oppermann. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56796,00.html 
 

FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND 
Politik für Bürgerengagement weiterentwickeln - Schwarz-Gelb setzt Mitwirkungsbereitschaft der Bürgerge-
sellschaft aufs Spiel 
 
Bürgerschaftliches Engagement muss im Dialog mit der Gesellschaft aktiv gestärkt werden. Die SPD wirft der 
Bundesregierung vor, die Mitwirkungsbereitschaft der Bürgergesellschaft aufs Spiel zu setzen. In einer von der 
SPD auf die Tagesordnung gesetzten Debatte übte die SPD-Sprecherin für bürgerschaftliches Engagement, Ute 
Kumpf, deutliche Kritik. Die schwarz-gelbe Engagementstrategie ist substanzlos und lässt viele Fragen offen. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,55062,00.html 
 
EUROPA 
Hilfspaket für Portugal - Debatte im Bundestag 
 
Der Fraktionsvorsitzende Frank-Walter Steinmeier warf der Bundesregierung vor, Europa zu fürchten. Sie blicke 
mit ängstlichem Blick auf die innere Lage und drücke sich vor der Debatte. Er kritisierte, dass dem Bundestag 
wichtige Beratungsunterlagen vorenthalten werden. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56170,00.html 
 
GESUNDHEIT 
Gesundheit als öffentliches globales Gut verstehen - Die Rolle der Weltgesundheitsorganisation WHO stärken 
 
Die Weltgesundheitsorganisation WHO und ihre Bedeutung, werden kaum noch wahrgenommen. Angesichts 
des relativ hohen finanziellen Beitrags aus Deutschland und vor allem angesichts der ausserordentlichen 
Bedeutung der globalen Gesundheit, kann dies aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion nicht weiter hingenommen 
werden.  Deshalb stellen wir in unserem Antrag klar, dass Gesundheit ein globales öffentliches Gut sowie 
Menschenrecht ist und fordern, die Rolle der WHO zu stärken. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56227,00.html 
 
UMWELT/NATURSCHUTZ 
Bundesregierung soll Klimaschutz in der EU voranbringen - Mit einem guten Vorbild Europa zu weltweiten 
Klimaschutzzielen 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung mit ihrem Antrag erneut auf, sich mit Blick auf die  
internationalen Klimaschutzverhandlungen dafür einzusetzen, dass die EU beschließt bis 2020 ihre Treibhaus-
gasemissionen um 30 Prozent gegenüber 1990 unkonditioniert zu senken. Dieses 30-Prozent-Ziel könne die EU 
dann offensiv als Position in den kommenden internationalen Klimaschutzverhandlungen vertreten und diese 
somit voranbringen. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56618,00.html 
 

FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND 
SPD fordert Krippengipfel - Eltern brauchen zuverlässige Kinderbetreuung 
 
Ab 2013 haben Eltern einen Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz ab dem ersten Geburtstag ihres Kindes. So hat 
es die SPD in der Grossen Koalition durchgesetzt. Seit Monaten wird immer deutlicher, dass der Bedarf an 
Krippenplätzen höher ausfallen wird, als ursprünglich vorausgesagt. Doch Familienministerin Schröder ignoriert 
die Probleme und legt die Hände in den Schoss. Wenn die Bundesregierung nicht handelt, bleiben sowohl die 
Kommunen als auch die Eltern am Ende im Regen stehen. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56790,00.html 



 21 

RECHT 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Sicherungsverwahrung: ausgewogen und klug - Christine Lambrecht: 
Justizministerin muss Vorschläge unterbreiten  
 
Das Urteil aus Karlsruhe bestätigt die Grundlinien der Reform des Rechts auf Sicherungsverwahrung, die die 
SPD mitgetragen hat. Straftäter, von denen unverändert eine Gefahr schwerster Gewalt- oder Sexualstraftaten 
ausgehen, dürfen nicht ohne weiteres auf freien Fuß gesetzt werden, erklärt Christine Lambrecht. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56201,00.html 
 
----------------------------------------------------------------------------- 
Pressestatement Frank-Walter Steinmeier 
----------------------------------------------------------------------------- 
Es geht nicht nur um die Krise der FDP - sondern der Regierung - Pressestatement von Frank-Walter Steinmeier, 
10. 05.2011 
 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende sagte gegenüber den Medien der Tochter des in Gewahrsam befindlichen frühe-
ren, sozialdemokratischen Präsidentschaftskandidaten in Weissrussland, Nikolai Statkevich, Unterstützung zu, 
um ihren Vater wieder in die Freiheit zu bringen. Des Weiteren berichtete Steinmeier von der Selbstauflösung 
der "Noch Regierungspartei FDP". Man erlebe die Erosion einer Regierungspartei, bei der die Versorgung mit 
Posten vor allem im Vordergrund steht. 
Mehr ...: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_dok/0,,56742,00.html 
----------------------------------------------------------------------------- 
Video/Foto 
----------------------------------------------------------------------------- 
Beckmeyer: Flagge zeigen für die maritime Wirtschaft  
Rede von Uwe Beckmeyer 
 
Video ansehen ...: 
http://www.youtube.com/watch?v=TGz-xVwa_88&feature=channel_video_title 
 
Steinmeier: Europa ist unsere Zukunft 
Rede von Frank-Walter Steinmeier 
 
Video ansehen ...: 
http://www.youtube.com/watch?v=rcJHy-asWN8&feature=channel_video_title 
 
Statement von Christine Lambrecht zur Sicherungsverwahrung - Die Stellvertretende Fraktionsvorsitzende zu 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über die Regelungen der Sicherungsverwahrung. 
 
Video ansehen ...: 
http://www.youtube.com/watch?v=lP94tF1GQQM&feature=channel_video_title 
 
Es geht nicht nur um die Krise der FDP -- sondern der Regierung - Pressestatement von Frank-Walter 
Steinmeier, 10. 05.2011 
 
Video ansehen ...: 
http://www.youtube.com/watch?v=f6bFZFqUxGc&feature=channel_video_title 
 
Fotos vom 7. Werkstattgespräch zur Zukunft der Arbeit 
http://www.flickr.com/photos/spdbundestagsfraktion/sets/72157626688374332/ 
 
Mit freundlichen Grüssen 
webteam@spdfraktion.de 
------------------------------------------------------------------------------ 
   www.spdfraktion.de 
------------------------------------------------------------------------------ 
- Informationen über die SPD-Bundestagsabgeordneten: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_rubrik/0,,1910,00.html 
 
- Der Fraktionsvorsitzende Dr. Frank-Walter Steinmeier: 
http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_rubrik/0,,3942,00.html 
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Bilder zum Parteitag in Sindelfingen 
 

 
Foto: Winfried Kropp 

 

Die SPD-Ministerriege 
 

 
Foto: Winfried Kropp  

 

Bodenseereise 22.05.11 – 27.05.11 
der Seniorengruppe 60 + SPD Leverkusen 

 

22.05.11 Sonntag   
 
17:30  Ankunft im Berggasthof Höchsten,  88636 Illm ensee,  
           www.hoechsten.de         Tel. 07555-92100,  
  Gespräch mit SPD-Mitgliedern aus Meersburg  
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23.5.2011 Montag  
  
10:15  Ankunft Sennerei Rutzenhofen  - Die 100-jähr ige Geschichte der Sennerei-  
                         genossenschaft -                                 info@sennerei-rutzhofen.de  
14:00  Ravensburg Treffen am Rathaus mit Kommunalpo litikern, Stadtrundgang   
 

24.05.11 Dienstag   
 
09:45  Ankunft am Landtag in Bregenz - Begrüßung durch Olga Pircher, Landes- 
                         vorsitzende der SPÖ Frauen / Vorarlberg 
10:00  Besichtigung des Landtages. Begleitung  Evi König, Clubsekretärin 
 

INT. POLITISCHE VERANSTALTUNG  

  
Veranstalter:  SBI Sozialistische Bodensee Internationale und die AG. 60plus der SPD  Lev. 
       

Wie werden die Staats-/Bundespräsidenten im Verglei ch zu Deutschland gewählt? 
 

Österreich:      Referent: Bundesrat a. D. Reinhold Einwallner , Landesgeschäftsführer der 
                          SPÖ Vorarlberg 
Frankreich:      Referent: Claude Fritsch , Beauftragter des Bürgermeisters von Strasbourg 
                          für kommunale Fragen in Wohnvierteln  
Griechenland:  Referent: Jannis Goudoulakis , Vorsitzender des Integrationsrates in 
                          Leverkusen a. D., Vorsitzender der Veranstaltergemeinschaft bei  
    Radio Leverkusen 
Schweiz:           Referent: Max Lemmenmeier , Prof. an der Uni St. Gallen und Winterthur, 
                          Kantonalsrat der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschland:    Referent: Karl-Heinz König , Chefredakteur der Internetzeitung >Roter  
                          Seehas<, eine regelmäßige Publikation für die Sozialistische Bodensee- 
                           Internationale (SBI) 
 

Leitung:           Rolf Pillekat , Koordinator der Reisegruppe 60 plus der SPD Leverkusen  
14.00    Auffahrt zum Pfänder 
17:00    Talfahrt und Rückfahrt zum Hotel anschließend Abendessen.   
 

25.05.11 Mittwoch  
  
09:45      Besuch im Pfahlbauten-Museum in Uhldingen am Bodensee 
                               Siebenhaller@pfahlbauten.de 
11:00      Besuch des Obsthofes Steffelin 
15:00      Besuch im Hutmuseum in Lindenberg 
16:15      Treffen mit dem SPD-Fraktionsvorsitzenden in Lindenberg 
 

26.05.11 Donnerstag  
         
10:00       Besuch im Zeppelinmuseum in Friedrichshafen anschließend freie Zeit für 
                                Stadtbesichtigung 
27.05.11 Freita g 
 

Rückreise / Abfahrt: zwischen 09:00 und 11:OO 
Ankunft in Leverkusen ca. 18:00 
 
Ich wünsche uns eine angenehme, informative Reise. 
 
Rolf Pillekat, Koordinator  
 
Achtung: Handy NEU: 015257266078 
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SPD Lindau  
SPD-Europafest 

des Unterbezirks Allgäu-Bodensee 
wo:  Lindau Reichsplatz, Altes Rathaus, Südseite 

Parkmöglichkeit vor der Insel oder  
Parkplatz auf der hinteren Insel 

 

 
 

wann: Samstag 21. 05. 2011  15 Uhr 
 

mit Gästen aus Baden-Württemberg, Schweiz, Vorarlberg, 
der Lindauer Partnerstadt Chelles, Frankreich 

 

und griechischer Musik mit Christos Sterzos 
 

Für Kaffee, Kuchen,Getränke und Gegrilltes ist gesorgt 
 

Auf Euer Kommen freuen sich 
Markus Kubatschka  SPD-Unterbezirksvorsitzender Allgäu-Bodensee 

Helmut Kees  SPD- Ortsvereinsvorsitzender Lindau 
 
 
 
 

V. i. S. d. P. Helmut Kees 
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                                                                                                                                                               Von: ASF@SPD.de 
 

 
Der „Kleine Aussenminister“ – Peter Friedrich – rechts Hilde Mattheis                                        Foto: Winfried Kropp 
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